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In Durchsetzung des uerenlä" Kr; '059/82 des Ministers des Innern 
und Chefs der DVP sind die Aufgaben zur Vorbeugung, zuverläs­
sigen Verhinderung, frühzeitigen Aufdeckung und allseitigen 
Aufklärung ungesetzlicher Grenzübertritte und anderer Hand­
lungen gegen die Sicherheit der Staatsgrenze der DDR in allen 
Dienststellen, Dienstzweigen und Organen als feste Bestand­
teile der gesamten.operativen Tätigkeit zu verwirklichen. 
Gegnerische Handlungen, insbesondere staatsfeindlicher Men­
schenhandel, sind rechtzeitig zu erkennen und im engen Zusam­
menwirken mit den zuständigen Dienststellen des Ministeriums 
für Staatssicherheit zu verhindern. j'' 

Zur konsequenten Erfüllung dieser Aufgaben sind an die Wahr­

nehmung der politischen Verantwortung, an das fachliche Können 

und die ständige Einsatzbereitschaft der Angehörigen hohe An­

forderungen gestellt. 


Durch ununterbrochene und straffe Führung des einheitlichen 

komplexen Handelns der Dienststellen, Dienstzweige und Organe 

i s  t eine hohe Wirksamkeit der operativen Tätigkeit entsprechend 

den wachsenden Anforderungen an den Schutz der Staatsgrenze der 

DDR zu sichern. 


2. Die Chefs und	 Leiter haben die Angehörigen festzulegen, die un­

ter strenger Wahrung der Geheimhaltung entsprechend den von 

ihnen zu lösenden Aufgaben differenziert in diese Dienstvor­

schrift einzuweisen sind. Die Einweisung i s  t halbjährlich zu 

wiederholen. Darüber i s  t ein Nachweis zu führen. 


3. Die Dienstvorschrift über die Aufgaben der DVP und der Organe 

Feuerwehr und Strafvollzug des Ministeriums des Innern zur 

Vorbeugung, Verhinderung, Aufdeckung und Aufklärung ungesetz­

licher Grenzübertritte wird hiermit erlassen und t r i t  t am 
01. Mai 1982 in Kraft. 
Gleichzeitig werden außer Kraft gesetzt: 
— Schreiben des Ministers des Innern und Chefs der DVP vom 

1 30. 07. 1979 (GVS I 054549), 
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"=• Arbeiluhluweise des Stellvertreters des Ministers und Chefs 

des Stabes zur Durchsetzung des Befehls Hr. 0059/74 des Mi­

nisters des Innern und Chefs der DVP vom 14. 12. 1977 

(GVS I 047612), 


- Hinweise des Stellvertreters des Ministers und Chefs des 

Stabes zur Prüfung und Verdichtung sowie zum Inhalt von 

Erstinfonnationen vom 21. 05. 1980 (WS 1.059758), 


- Arbeitshinweis des Leiters der Hauptabteilung Schutzpolizei 

Nr. 3/75 vom 15. Ö~4. 1975 (WS I 034167). 


Berlin, den 01. April 1982 


Minister des Innern 
und Chef der Deutschen Volkspolizei 


D i c k e  l 

Generaloberst 
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I N H A L T S V E R Z E I C H N I  S 


Te i l A 

Grundsätzliche Bestimmungen 


1« Die komplexen Aufgaben der Deutschen Volkspoli­
zei und der Organe Feuerwehr und Strafvollzug 
des Ministeriums des Jimem zur Vorbeugung, zu­
verlässigen Verhinderung, frühzeitigen Aufdek­
kung und allseitigen Aufklärung ungesetzlicher 
GrenzUbertritte 

1,1, Frühzeitige Aufdeckung von Entschlüssen, Vorbe­

reitungen und Versuchen zu ungesetzlichen Grenz­

übertritten 


1.2. Operativ-vorbeugende Tätigkeit 


1.3. Überwachung und Kontrolle des Personen- und Fahr­

zeugverkehrs in Richtung Staatsgrenze 


1.4. Allseitige Aufklärung ungesetzlicher Grenzüber­

t r i t t e  , Uberprüfung Zugeführter, Fahndung 


( 
1.5. Vorbeugung der rechtswidrigen Nichtrückkehr un­

- t e r	 Mißbrauch der Ausreise in das nichtsoziali­

stische* Ausland 


1*6« Vorbeugung der rechtswidrigen Nichtrüokkehr un­

ter Mißbrauch der Ausreise nach sozialistischen 

Staaten 


1,7» Verhinderung des Mißbrauchs der Einreise in das 

Grenzgebiet 


1.8» Verhinderung des Mißbrauchs des Aufenthaltes 

durch i  n die DDR eingereiste Personen 


2« Führungs- und Leitungstätigkeit 


2.1. Gewährleistung der straffen Führung 

f 

2.2. Komplexe Beurteilung der Lage 
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2.3. Kontrolle und Anleitung 


2.4« Zusammenwirken mit den Dienststellen des MfS 


2.5.	 Zusammenarbeit mit anderen Staatsorganen, Kom­

binaten, Betrieben und Massenorganisationen 


2.6. Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte 


2.7» Ordnungeeinsätze 


Teil B 


Spezifische Aufgaben der Dienstzweige/Organe 


3« Kriminalpolizei 


3.1. Gewinnung von Erstinformationen 

3*2« Bearbeitung und Entscheidung von Erstinfonna­
tionen 

3»3» Personenkontrolle 

3.4* Operativ-vorbeugende Aussprachen 

3*5* Uberprüfung Zugeführter, Ermittlungsersuchen 


3*6. Maßnahmen bei Aus- bzw. Einreisen 


3.7. Erfassung gefährdeter Personen 


3»8, Grenzoffiziere der K der VPKÄ 


3.9« Aufklärung der Straftaten gemäß § 213 StGB 
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3.10. Zusammenwirken der Dezernate I  I mit den Grenz- 22 
Offizieren der K 
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der BDVP 


4« Schutzpolizei 23 
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5.4« Maßnahmen bei nicht fristgemäßer Wiedereinreise 26 
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durch in die DDR eingereiste Personen 


5»6# Formen der Erstinformationen 28 
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Grundsätzliche Bestimmungen 

1 . Die komplexen Aufgaben der Deutschen Volkspolizei und der Or­
gane Feuerwehr und Strafvollzug des Ministeriums des Innern zur 
Vorbeugung, zuverlässigen Verhinderung, frühzeitigen Aufdeckung 
und allseitigen Aufklärung ungesetzlicher Grenzübertritte 

1 . 1 . Frühzeitige Aufdeckung von Entschlüssen, Vorbereitungen und 
Versuchen zu ungesetzlichen Grenzübertritten • 

1 . 1 . 1 . Entschlüsse, Vorbereitungen und Versuche zu ungesetzlichen 
Grenzübertritten, andere Handlungen gegen die Sicherheit der 
Staatsgrenze der DDR, begünstigende Bedingungen und Gefahren in 
dieser Hinsicht sind frühzeitig am Ausgangsort aufzudecken und zu 
unterbinden. Die zielstrebige Nutzung a l l e  r operativen Möglich­
keiten der Dienstzweige der DVP und der Organe Feuerwehr und 
Strafvollzug des Mdl (nachfolgend Organe des Mdl genannt) zur Ge­
winnung von entsprechenden Informationen (nachfolgend Erstinfor­
mationen genannt), deren unverzügliche und verantwortungsbewußte 
Bearbeitung sowie die politische und operative Entscheidung not­
wendiger Maßnahmen sind zu gewährleisten. 

1.1.2. Anhalte, die auf die in Ziffer 1 . 1 . 1 . genannten Handlungen 
und Gefahren hinweisen können, sind in der Anlage 1 enthalten. 

f. 

1 . 1 . 3 . Die operativen Maßnahmen sind zugleich auf die Gewinnung 
von Informationen Uber andere Straftaten zu richten, insbesondere 
Verbrechen gegen die DDR, Gewaltstraftaten, Straftaten gegen die 
allgemeine Sicherheit und die staatliche Ordnung sowie andere 
schwere Kriminalität, wie Terror (Geiselnahme), Androhung von Ge­
walt, Beeinträchtigung staatlicher oder gesellschaftlicher Tätig­
keit und unbefugter Waffen- und Sprengmittelbesitz. 
Sie sind entsprechend der Zuständigkeit der K zu übergeben. 

1 . 1 . 4 . Die Gewinnung von Erstinformationen hat 
-zweckmäßig eingeordnet	 in die gesamte operative Tätigkeit sowie 


im komplexen Handeln der Organe des Mdl, 
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-	 bei strenger Geheimhaltung, 

- auf der Grundlage jederzeit vollständiger, aussagefähiger und 


aktueller Karteien und Registrierunterlagen, 

-	 im engen Zusammenwirken mit den anderen Schutz- und Sicherheits­

organen, insbesondere den zuständigen Dienststellen des MfS, 


-	 in breiter Zusammenarbeit mit anderen Staatsorganen, Betrieben, 

gesellschaftlichen-Organisationen und den Bürgern, insbesondere 

den PH der DVP, 


zu erfolgen» 


1.1.5. Die Leiter und Vorgesetzten sind für die Gewinnung, Prü­

fung und Verdichtung, den Inhalt, die Aussagekraft sowie die Wei­

terleitung der ErstInformationen verantwortlich. Sie haben diese 

Prozesse straff zu führen und zu kontrollieren, die Unterstellten 

sind zur Wahrnehmung ihrer Verantwortung zu befähigen. 


1.1.6. Die in den feststellenden Organen des Mdl bestehenden Mög­

lichkeiten (Anlage 2) sind zur Überprüfung 

-	 der Umstände, die den Sachverhalt als Erstinformation charakte­


!
r isieren und

- des Wahrheitsgehaltes ~~ 

sowie zur Verdichtung durch zusätzliche Angaben v o l l auszuschöp­

fen. Das schließt die Überprüfung in der Dokumentation "G" ein 

(siehe Ziffer 3.7.5.). 


1.1.6.1. Sofern die Person ihre Hauptwohnung im Bereich des eige­
nen VPKA hat, i s  t vor Einleitung der Maßnahmen gemäß Ziffer 1.1.6. 
Rückfrage beim Grenzcffizier der K zu halten, ob bereits eine Er­
fassung erfolgte; t r i f f  t das zu, entscheidet er über die weiteren 
Maßnahmen. 

1.1.6.2. Uberprüfte Erstinformationen sind unverzüglich dem 

Grenzoffizier der K des eigenen VPKA zuzuleiten. Er i s  t für die 

weitere Bearbeitung verantwortlich. Die WSI hat die Erstinfor­

mationen an den Grenzoffizier der K des für die Hauptwohnung der 

Person zuständigen VPKA zu übermitteln. 
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1.1.6.3. Bestätigt die Überprüfving das Vorliegen einer Erstinfor­
mation nicht, entscheiden die Leiter und Vorgesetzten, ob ggf. 

andere Maßnahmen erforderlich sind. 


1.1.7. Inhalt und Aussagekraft der überprüften ErstInformationen 

sind so zu gestalten, daß Voraussetzungen für eine zielgerichtete 

weitere Prüfung und die. Einleitung wirksamer operativ-vorbeugender 

bzw. strafverfolgender Maßnahmen geschaffen werden. 

Dafür gelten folgende Mindestanforderungen: 

- Personalien der Person, über die informiert wird, sowie über sie 


in der KMK vorliegende Vermerke, die für die Bewertung der Erst­

information Bedeutung haben (K-Vermerk; Erfassung mit Kennbuch­

staben "V" bzw. "E"; Hinweise auf Aus- und Einreisen sowie auf 

Einreisen in das Grenzgebiet} Vermerk über rechtswidrige Ver­

suche, die Übersiedlung in das nichtsozialistische Ausland zu 

erreichen); 


- Angaben zu den Umständen oder zu der Person, durch die der Sach­

verhalt bekannt wurde; 


-Tatsachen und Anhaltspunkte, die den Verdacht	 einer Straftat 

gemäß § 213 StGB oder einer anderen Handlung gemäß Ziffer 1.1.1. 

vermuten lassen; 


-	 erste Angaben über begünstigende Bedingungen; 

- Art und Umfang durchgeführter Prüfungshandlungen. 


1.1.8. Die Leiter und Vorgesetzten haben zu gewährleisten, daß 

dem Grenzoffizier der K sofort und ohne Überprüfung Erstinforma­

tionen übermittelt werden, die 

- Anzeichen und Hinweise auf Aktivitäten krimineller Menschen­

händlerbanden enthalten, 


- Sofortmaßnahmen zur Verhinderung bzw. Unterbrechung der Straf­

tat erfordern, 


- den Verdacht des vollendeten ungesetzlichen Grenzübertritts 

nicht zweifelsfrei ausschließen, 


- auf die Vorbereitung der rechtswidrigen Nichtrückkehr gemäß 

§ 213 (2) StGB hinweisen. 
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1 . 1 . 9 . Die Grenzoffiziere der K sind befugt, den ABV und - in be­
gründeten Fällen über den jeweils zuständigen Vorgesetzten - den 
anderen operativen Kräften der Organe des Mdl direkt zielgerich­
tete Aufträge und Hinweise für notwendige Prüfungen und Ergän­
zungen von Erstinformationen zu geben. 

1 .1 .10 . Bei Erstinformationen über Gefahren und begünstigende Be­
dingungen haben die zuständigen Vorgesetzten wirksame Maßnahmen 
zur Beseitigung seitens der Verantwortlichen unter Ausschöpfung 
der rechtlichen, staatlichen und gesellschaftlichen Möglichkeiten 
auszulösen. Begünstigende Bedingungen im Sinne dieser Dienstvor­
schrift sind Umstände, insbesondere Rechtsverletzungen, die ge­
eignet sind, für Handlungen gegen die Sicherheit der Staatsgrenze 
genutzt zu werden bzw. diese zu ermöglichen (einschließlich Wei­
sungsverstöße innerhalb der Organe des Mdl). 

1 .2 . Operativ-vorbeugende Tätigkeit 

*	 1 . 2 . 1 . Ungesetzlichen Grenzübertritten, anderen Handlungen gegen 
die Sicherheit der Staatsgrenze der DDR und Gefahren in dieser 
Hinsicht is t wirksam vorzubeugen. In die operativ-vorbeugende 
Tätigkeit sind dementsprechende differenzierte Maßnahmen einzu­
ordnen. 

1 . 2 . 2 . Gegenüber Personen, 
- von denen aufgrund ihrer Vorstrafen,-Verbindungen und Verhal­

tensweisen bzw. infolge bestehender Konfliktsituationen kon­

krete Gefährdungen für die Sicherheit der Staatsgrenze ausge­

hen können; 


- bei denen rechtswidrige Versuche, die Übersiedlung in das nicht­
sozialistische Ausland zu erreichen, zurückgewiesen wurden ; 


- von denen Informationen über EntSchlußfassungen zu ungesetz­

lichen Grenzübertritten vorliegen 


sowie gegenüber weiteren, in den Anhalten (Anlage 1).be­

zeichneten Personenkategorien 

I	 z', z. gelten Ordnung Nr. 0118/77 des Ministers des Innern und 
Chefs der DVP und Dienstvorschrift über vertrauliche Regelun­

gen im grenzüberschreitenden Personenverkehr 

i 
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(nachfolgend gefährdete PefgrgBen genannt) sind zielgerichtete > 

operativ-vorbeugende Maßnahmen einzuleiten» 


1.2.2.1. Diese sind auch anzuwenden, wenn Handlungen Jugendlicher 

formal den Tatbestand der Vorbereitung zum ungesetzlichen Grenz­

übertritt erfüllen und festgestellte Tatsachen es zulassen, ohne 

Einleitung eines Ermittlungsverfahrens vorbeugende Wirkungen zu 

erzielen. 


1.2.3. Die gefährdeten Personen sind schwerpunktmäßig auf der 

Grundlage der Anlage 1, der Personenkontrolivorschrift sowie der 

Unterlagen der GrenzOffiziere der K auszuwählen. 


1.2.4. Zur wirksamen Vorbeugung sind im engen Zusammenwirken der 

Organe des Mdl und mit den zuständigen Dienststellen des MfS so­

wie in enger und differenzierter Zusammenarbeit mit anderen zu­

ständigen Staatsorganen, mit den Betrieben, Einrichtungen, Ge­

nossenschaften und gesellschaftlichen Kräften die rechtlichen und 

operativen Möglichkeiten allseiti g zu nutzen, zweckentsprechend 

auszugestalten, differenziert anzuwenden und sinnvoll zu kombi­

nieren. 

Das betrifft insbesondere: 


1 

a) Einleitung und Durchführung von Personenkohtrollmaßnahmen ; 

b) Durchführung operativ-vorbeugender Aussprachen mit gefährdeten 


Personen; 

c) Anwendung von Reisesperren und des zeitweiligen Ausschlusses 


2 

vom paß- und visafreien Reiseverkehr ; 


d) Vorschlag auf Ausspruch bzw. die Anwendung von Maßnahmen zur 

Aufenthaltsbeschränkung^; . , 


(, ' . /  # 


1 gemäß Personenkontrollvorschrlft 

2 gemäß Dienstvorschrift über vertrauliche Regelungen im grenz­
überschreitenden Personenverkehr 

3 gemäß § 51 StGB bzw. § 3 Abs. 1 der Verordnung vom 24.08.1961 
,#tiber Aufenthaltsbeschränkungen oder gemäß Beschluß des Minister­
rates vom 18.04.1973 über Grundsätze zur Regelung von Prägen der 
Wohnsitzverlegung von Bürgern aus dem Grenzgebiet an der Staats­
grenze der DDR zur BRD und Westberlin in andere Orte sowie der 
Anweisung Nr. 00116/77 des Ministers des Innern und Chefs der 
DVP vom 09.03.1973 i.d.P. der 1. Änderung vom 23.05.1977 
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e) Versagen oder Entzug der Erlaubnis zum Aufenthalt im bzw. zur 

Einreise in das Grenzgebiet entlang der Staatsgrenze zur BRD/ 
1
zu Westberlin oder zum Befahren der Seegewässer ; 


f) Ablehnung von Anträgen auf Ausreise aus der DDR sowie Entzug 

oder Ungültigkeitserklärung von erteilten Genehmigungen zum 

Überschreiten der Staatsgrenze der DDR; 


g) Ablehnung von Anträgen auf Einreise in die DDR bzw. Entzug 

oder Ungültigkeitserklärung der Ausländem erteilten Genehmi­

gungen zum Aufenthalt in der DDR, wenn Anhalte vorliegen, daß 

dieser zur Organisierung von ungesetzlichen Grenzübertritten 

dienen soll; 


h) Durchführung operativ-vorbeugender Kontrolle von kriminellen 

oder kriminell gefährdeten Gruppierungen Jugendlicher und Jung­

erwachsener; 


i) Verkürzung des Terminbeginns für den Vollzug der Freiheits­

strafe; 


j ) Einleitung vorbeugender Maßnahmen, die in Zusammenarbeit mit 

anderen Staatsorganen, Betrieben, Einrichtungen und Genossen­

schaften durchgesetzt werden, wie zur Ve:rwirklichung ausge­

sprochener Arbeitsplatzbindung oder Uichtzustimmung des Be­

triebes zu beantragten Reisen in dringenden Familienangelegen­

heiten; 


k) kriminalistische Registrierung der Personen, gegen die opera­

tiv-vorbeugende Maßnahmen eingeleitet wurden bzw. die die 

Grenzordnung verletzten; . 


1) vorbeugende Erfassung 

- von gefährdeten Personen, insbesondere solcher, die Verbin­

dungen mit Ausländern (Liebesverhältnisse, Verlöbnisse, 

RückVerbindungen, Kontakte anderer Art) unterhalten, in der 

Grenzgefährdetenkartei der K sowie bei der Abt. PM auf den 

Karteikarten Vordrucke PM-5Q« und PM mit Kennbuchstaben 

"V"; Q&O QS4ß 


1 gemäß GrenzVorschrift 
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von Personen, die im Rałjmen der Kontrolle ier Personenbewe­
gung1 im grenznahen Raum festgestellt wurden und ein Zusam­
menhang mit Handlungen gegen die Sicherheit der Staatsgrenze 
zu vermuten ist , in der Grenzgefährdetenkartei; 
von Personen, über die Ermittlungen aufgrund Zuführung im 
Grenzkreis bzw. wegen Verdachts einer Straftat gemäß § 213 
StGB erfolgten, in der Grenzgefährdetenkartei sowie auf den 
genannten Karteikarten bei der Abt.,PM mit Kennbuchstaben "E", 

1.2.4.1. Die Koordinierung operativ-vorbeugender Maßnahmen der 

Dienstzweige und Abt. der VPKÄ sowie der den VPKÄ nachgeordneten 

Dienststellen gegenüber gefährdeten Personen erfolgt in Verant­

wortung der Leiter der K der VPKÄ. 


1.3 . Überwachung und Kontrolle des Personen- und Fahrzeugverkehrs 
in Richtung Staatsgrenze 

1 . 3 . 1 . Zur Aufdeckung und Verhinderung von Vorbereitungen und Ver­
suchen zu ungesetzlichen Grenzübertritten und anderen Handlungen 
gegen die Sicherheit der Staatsgrenze an ihren Ausgangsorten in 
der Tiefe der DDR is t der Personen- und Fahrzeugverkehr in Rich­
tung Staatsgrenze und in Richtung Küste im komplexen Handeln der 
Dienstzweige S, VK und T schwerpunktmäßig entsprechend den analy­
sierten und wahrscheinlichen Bewegungsrichtungen von Tätern gemäß 
§ 2 1 3 StGB im Zuständigkeitsbereich (Straße, Schiene, Wasser) zu 
überwachen und zu kontrollieren. 

1 . 3 . 1 . 1 . Schwerpunkte sind insbesondere: 
- Reise- und Güterzüge in Richtung Staatsgrenze im Transit- und 

im grenzüberschreitenden Eisenbahnverkehr, ihre Abgangs-, End­

bzw. Umsteigebahnhöfe sowie Strecken im grenznahen Raum; 


- Transitstraßen und -Wasserstraßen, insbesondere für den Transit­

verkehr ziviler Personen und Güter zwischen der BRD und West­

berlin, sowie ihre Tiefe; 


1 z. Z, gil t Anweisung Nr. 154/76 des Ministers des Innern und 

Chefs der DVP 
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- weitere Autobahnen, Fernverkehrs- und andere wichtige Straßen 


in Richtung Staatsgrenze; 

- weitere Binnenwasserstraßen und -gewässer mit Verlauf in Rich­

tung Staatsgrenze im grenznahen Raum; 


i' 

- KOM-Bahnhöfe und wichtige Haltestellen von KOM-Linien sowie 

kommunalen Nahverkehrsmitteln in Richtung Staatsgrenze, vor 

allem Umsteigeknoten zur Eisenbahn. 


1.3.2. Durch Anwendung offensiver taktisch-methodischer Maßnahmen 

ist zu gewährleisten, daß Verdachtsmomente für Vorbereitungen oder 

Versuche zu ungesetzlichen Grenzübertritten sowie für andere 

Straftaten rechtzeitig erkannt werden. 

Zielstrebig zu nutzen sind dazu insbesondere 

- die Kontrolle der Personenbewegung; 

- die Maßnahmen der Fahndung nach Personen und Sachen; 

- die Verkehrsüberwachung und -kontrolles vor allem die Komplex­

kontrollen im Straßen- und Transitverkehr; 


- alle Möglichkeiten zum Verhindern des unbefugten Benutzens 

schwerer Arbeits- bzw. Kraftfahrzeuge, anderer schwerer Technik 

und von Fahrzeugen für den Transport gefährlicher Güter; 


- die gezielte Beobachtung der Personenbewegung auf ausgewählten 

Schwerpunktbahnhöfen und Strecken des Binnen- und internatio­

nalen Eisenbahnverkehrs in Richtung Staatsgrenze sowie bei der 

Begleitung von Reisezügen dieses Verkehrs durch die T; 


- die Kontroll- und Überwachungsmaßnahmen gemäß Befehl Nr. 

0042/76 des Ministers des Innern und Chefs der DVP. 
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1.4. Allseitige Aufklärung ungesetzlicher Grenzübertritte, Über­

prüfung Zugeführter. Fahndung 


1.4.1. Die Straftaten gemäß § 213 StGB sind allseitig aufzuklä­
ren, Die K hat im engen Zusammenwirken mit den anderen Dienst­
zweigen/Organen, vor allem der 3 und dem PM, sowie mit den anderen 
Sicherheits- und Justizorganen, insbesondere den zuständigen 
Dienststellen des MfS und der Staatsanwaltschaft, alle erforder­

1 

liehen Maßnahmen gemäß den dafür getroffenen Festlegungen unter 

Ausschöpfung der strafprozessualen und kriminalistischen Möglich­

keiten durchzuführen. Auf der Grundlage des qualifizierten und 

konzentrierten ersten Angriffs sind alle im Zusammenhang mit der 

Straftat stehenden Umstände, insbesondere die zum schweren Fal l 

qualifizierenden, die Rückverbindungen sowie die begünstigenden 

Bedingungen (einschließlich der Mängel in der operativen Tätig­

keit der Organe des Mdl) gründlich zu untersuchen. Daraus sind 

Schlußfolgerungen für wirksame Maßnahmen zur Vorbeugung und Ver­

hinderung weiterer Rechtsverletzungen sowie der Einwirkung auf 

den Rechtsverletzer zu ziehen. 

1.4.2. Zur Uberprüfung zugeführter Personen, bei denen der Ver­

dacht einer Straftat gemäß § 213 StGB besteht, sind durch die K 

an die für die Haupt- sowie die Nebenwohnung zuständigen VPKÄ 

femschriftliche Ermittlungsersuchen zu richten. Diese sind ge­

wissenhaft, verantwortungsbewußt und vorrangig zu bearbeiten. 

Entlassungen vor Eingang der Rückantworten sind unzulässig, über 

sie haben die Leiter der K der VPKA nach Abstimmung mit den zu­

ständigen Dienststellen des MfS zu entscheiden. 


1.4.2.1. Werden nach der Entlassung von Zugeführten Tatsachen 

bzw. Umstände bekannt, die den Verdacht einer Straftat gemäß 

§ 213 StGB ergeben, sind unverzüglich weitere Überprüfungen und 

Maßnahmen zur Feststellung der Person auszulösen. Über die Ein­

leitung eines Ermittlungsverfahrens bzw. von Fahndungsmaßnahmen 

is t rechtzeitig zu entscheiden. 


1 z. Z. gilt: Gemeinsame Anweisung des Generalstaatsanwaltes der 
DDR und des Ministers des Innern und Chefs der DVP über die Be­
kämpfung von Angriffen gegen die Staatsgrenze der DDR vom 
18.04.1973 
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"1.4.3. uurcn wirksame Organisation der Personenfahndung is t au 

verhindern, daß flüchtige Täter sowie Entwichene aus Einrichtun­

gen des Strafvollzuges, Jugendwerkhöfen und psychiatrischen Ein- ' 

richtungen in die Grenzgebiete, insbesondere in das Grenzgebiet 

an der Staatsgrenze der DDR zur BRD bzw. zu Westberlin gelangen. 

Die FahndungsObjekte sind gründlich aufzuklären, Informationen, 

die die Bewegungsrichtung Staatsgrenze begründen, sind frühzei­

tig und zielstrebig zu gewinnen. 


1.5. Vorbeugung der rechtswidrigen Nichtrückkehr unter Mißbrauch 
der Auareise in das nichtsozialistische Ausland 

1 . 5 . 1 . Dem ^Mißbrauch von erteilten Genehmigungen zum Überschrei­
ten der Staatsgrenze der DDR zur rechtswidrigen Wichtrückkehr ist 
vorzubeugen. Anträge auf Ausreise nach dem nichtsozialistischen 
Ausland, insbesondere in dringenden Familienangelegenheiten, sind 
politisch verantwortungsbewußt żu prüfen und zu entscheiden. 

1.5.2. Im Antrags-. Prüfungs- und Entscheiduhgsverfahren (nach­
folgend APEV genannt) sind die Ergebnisse der Prüfung nach den 
Festlegungen für den grenzüberschreitenden Personenverkehr sowie 
dieser Dienstvorschrift operativ zu werten. Entscheidungen sind 
strikt entsprechend den festgelegten Kriterien zu treffen. 
Durch die Abt. PM is t dazu das enge operative Zusammenwirken mit 
der S, K, T, VK sowie mit den zuständigen Dienststellen des MfS 
und den Bereichen Inneres der örtlichen Räte zu organisieren. 
Die erforderliche Mitwirkung der Betriebe und gesellschaftlichen 
Kräfte is t in hoher Qualität zu gewährleisten. 

1.5.2 .1 . Mit Bürgern der DDR, die die Ausreise nach dem nicht­
sozialistischen Ausland in dringenden Familienangelegenheiten be­
antragen, is t ein individuelles Antragsgesprach zur Prüfung der 
Antragsberechtigung (Reisegründe, Familienverhältnisse) sowie zur 
Erlangung ergänzender Angaben zu führen. 

1 Dienstvorschrift über den grenzüberschreitenden Personenverkehr 
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1 . 5 . 2 . 2 . Nach Entgegennahme des Antrages s i n d durch den f ü r den 

Wohnsitz z u s t ä n d i g e n ABV über den A n t r a g s t e l l e r g r ü n d l i c h e S£fflittr 
lungen im Wohngebiet 'zu f ü h r e n , in sbesondere über d i e p o l i t i s c h e 

Grundhaltung sowie v o r l i e g e n d e Hinweise auf A b s i c h t e n bzw. Vorbe­

re i tungen zur r e c h t s w i d r i g e n N i c h t r ü c k k e h r . S i e s i n d Grundlage der 

abzugebenden s c h r i f t l i c h e  n M e i n u n g s ä u ß e r u n g ü b e r den A u s r e i s e a n ­

t r a g . Durch d ie A b t . PM s i n d den ABV d i e E r g e b n i s s e der b i s h e r i g e n 

P r ü f u n g e n sowie z i e l g e r i c h t e t  e Vorgaben zu ü b e r m i t t e l n  . Die Voi— 

g e s e t z t e n der ABV haben e ine hohe Q u a l i t ä  t der E r m i t t l u n g e n und 

M e i n u n g s ä u ß e r u n g e n sowie d i e E i n h a l t u n g der Termine zu s i c h e r n  . 

1 . 5 . 2 . 3 . Jeder entgegengenommene Antrag 1 s t m j t _ d e r _ K _ a b z u § t I m m e n . 

Bei vorl iegendem K-Vermerk über den A n t r a g s t e l l e r i s  t e in f e r n  ­

s c h r i f t l i c h e  s Ü b e r p r ü f u n g s e r s u c h e n an das Dezernat VI der A b t . K 

der BDVP zu r i c h t e n  . 

Wird f ü r d i e R e i s e e ine E n t s c h e i d u n g s h i l f e aus der PDB ausgedruckt 

und es l i e g e n K-Vermerke vor / wird d i e Ü b e r p r ü f u n g 1m Dez . VI 

durch d i e PDB v e r a n l a ß t  . Das E r g e b n i s i s  t dem L e i t e  r der K des 

VPKA, f ü r das d i e Anforderung v o r l i e g t  , zu ü b e r m i t t e l n  . Der A b t . 

PM wird das E r g e b n i s zusammen mit e i n e r M e i n u n g s ä u ß e r u n g der K 

m i t g e t e i l t . I n a l l e  n anderen F ä l l e n i s  t d i e Abstimmung mit dem 

G r e n z o f f i z i e r der K des VPKA zwecks P r ü f u n g s e i n e r Unter lagen und 

Abgabe der M e i n u n g s ä u ß e r u n g vorzunehmen. Ergeben s i c h A n h a l t e , d i e 

w e i t e r durch d ie K g e p r ü f t werden m ü s s e n , hat der L e i t e  r der K 

z u s ä t z l i c h  e E r m i t t l u n g e n zu v e r a n l a s s e n . 

Zu Personen,^bei denen ke ine A b l e h n u n g s g r ü n d e v o r l i e g e n und deren 

N i c h t r ü c k k e h r s t a a t l i c h  e I n t e r e s s e n g e f ä h r d e n w ü r d e , kann der 

L e i t e  r der Abt . PM nach Abstimmung mit der z u s t ä n d i g e n D i e n s t ­

s t e l l  e des MfS den L e i t e r der K um z u s ä t z l i c h  e E r m i t t l u n g e n e r ­

suchen . 

1 . 5 . 2 . 4 . über A n t r ä g e von Ei senbahnern und B e s c h ä f t i g t e  n der M i t ­

r o p a , d i e in B e t r i e b s e i n r i c h t u n g e n zur Betreuung von Reisenden im 

E i s e n b a h n v e r k e h r b e s c h ä f t i g  t s ind (nachfo lgend E l senbahner und 

B e s c h ä f t i g t  e der Mitropa genannt ) , i s  t z u s ä t z l i c  h der- G renzof f i  ­

z i e  r der K des z u s t ä n d i g e n TPA zu i n f o r m i e r e n . Von ihm s i n d E r  ­

mi t t lungen zu f ü h r e n , über deren E r g e b n i s d ie A b t . PM mit a b ­

s c h l i e ß e n d e  r M e i n u n g s ä u ß e r u n g s c h r i f t l i c  h zu u n t e r r i c h t e n 1 s t  . 

http:1.Kr.1.1.84
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1 . 5 . 2 . 5 . I n Zusbmmenarbeit der Abt . PM mit den B e t r i e b e n i s  t 

s i c h e r z u s t e l l e n  , daß d i e s e 

-	 ü b e r bekanntgewordene R e i s e a b s i c h t e n von B e s c h ä f t i g t e  n (ohne, 

daß b e r e i t s um Zustimmung des B e t r i e b e s e r s u c h t w u r d e ) , d i e von 

ihnen n i c h t u n t e r s t ü t z  t werden, r e c h t z e i t i g i n f o r m i e r e n , 

-	 ü b e r das Versagen der Zustimmung zu A u s r e i s e n aus der DDR d ie 

A b t . PM der VPKÄ umgehend in K e n n t n i s s e t z e n . 

Die B e t r i e b e s ind u n m i t t e l b a r nach der Ablehnung e i n e s Antrages 

auf A u s r e i s e aus der DDR entsprechend zu i n f o r m i e r e n . 

1.6. Vorbeugung der r e c h t s w i d r i g e n N i c h t r ü c k k e h r unter Mißbrauch 

£J££-£y£££i£§-Qä£b-£22iäil££i££i!£:D..&£§ä££Q ­

A n t r ä g e auf P r i v a t - bzw. T o u r i s t e n r e i s e n nach s o z i a l i s t i s c h e  n 

S taa ten s i n d durch d i e Abt . PM d i f f e r e n z i e r t zu p r ü f e n und gemäß 

den Fest legungen^ zu e n t s c h e i d e n . 

Die Schwerpunkte der P r ü f u n g s i n d zu legen a u f : 

-	 R e i s e n ohne konkrete Angaben über Z i e l p e r s o n e n bzw. Z i e l o r t e s o ­

wie R e i s e n mit mehreren Z i e l l ä n d e r n  ; 

-	 A l l e i n r e i s e  n von Ehegatten bzw. anderen F a m i l i e n a n g e h ö r i g e n , d i e 

im g l e i c h e n Haushal t wohnen; 

- A n t r a g s t e l l e r  , von denen Ehegat ten bzw. andere F a m i I i e n a n g e h ö r i ­

ge, d i e im g l e i c h e n Haushal t wohnen, 

. den u n g e s e t z l i c h e n G r e n z ü b e r t r i t t v o l l e n d e t haben oder 

. s i c h zum Zei tpunkt der A n t r a g s t e l l u n g bzw. des beantragten 

R e i s e a n t r i t t s im n i c h t s o z i a l  i s t i sehen Ausland a u f h a l t e n bzw. 

d ie Genehmigung d a f ü r haben; , . 

-	 A n t r a g s t e l l e r , denen Reisen i n dringenden F a m i l i e n a n g e l e g e n h e i ­

ten bzw. E i n r e i s e n aus dem n i c h t s o z i a l i s t i s c h e  n Ausland abge­

lehnt wurden; 

-	 A n t r a g s t e l l e r  , d i e r e c h t s w i d r i g den V e r s u c h , d ie Ü b e r s i e d l u n g in 

das n i c h t s o z i a l  i s t i sehe Ausland zu e r r e i c h e n , unternommen haben. 

D i e n s t v o r s c h r i f t ü b e r den g r e n z ü b e r s c h r e i t e n d e n Personenverkehr 
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1.7« Verhinderung! dea Mißbrauchs de:: Einreise in daa Grenzgebiet 


Der Mißbrauch der Erlaubnia zur vorübergehenden Einreise in das ; 

bzw. zur ständigen Berufsausübung im Grenzgebiet entlang der 

Staatsgrenze der DDR zur BRD/zu Westberlin für den ungesetz-

liehen Grenzübertritt und andere Grenzverletzungen ist durch 

exakte Anwendung der Bestimmungen des APEV gemäß Grenzvorschrift 

Teil C zu verhindern. 

Bei beantragter Einreise in Räume des Schutzstreifens, die ent­

sprechend ihrer territorialen Lage oder aus anderen Gründen er­

höhte Sicherheitsanforderungen stellen, sind - inabesondere durch 

den für den Wohnsitz zuständigen ABV - zur Person des Einreisen­

den Ermittlungen zu führen. Zusammenhänge mit gleichzeitig bean­

tragten Ausreisen, vor allem nach dem nichtsozialistischen Aus­

land, durch im gleichen Haushalt wohnhafte Personen sind zu be­

achten. 


1.8. Verhinderung des Mißbrauchs des Aufenthaltes durch in die 

DDR eingereiste Personen 


1.8.1. Der Mißbrauch des Aufenthaltes durch in die DDR einge­

reiste Personen aus dem nichtsozialistischen Ausland, insbeson­

dere des Tagesaufenthaltes durch Bürger der BRD und Westberliner, 

für die Organisierung und Durchführung von Handlungen der poli­

tisch-ideologischen Diversion, der gegnerischen Kontakttätigkeit 

sowie von ungesetzlichen Grenzübertritten ist zu verhindern bzw. 

aufzudecken. Dazu sind alle operativen Möglichkeiten vollständig 

zu nutzen. Die konsequente Geheimhaltung aller Maßnahmen is t 

exakt zu gewährleisten. 


1.8.2. Anträge auf Einreise sind gründlich zu prüfen. Die Karteien 

und Registrierunterlagen sind dafür zu nutzen. Ausgehend von den 

analysierten Schwerpunkten bei Straftaten gemäß § 213 StGB und 

weiteren Kriterien gemäß Ziffer 5.5.1. sind bei ausgewählten An­

tragstellern die politische Grundhaltung sowie die Motive der 

Antragstellung aufzuklären. Dazu ist 

- im Ausnahmefall die Meinungsäußerung des zuständigen ABV ein­

zuholen, 
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• über Anträge von Eisenbahnern und Beschäftigten der Mitropa das 
zuständige TPA zu informieren. Von dort sind Ablehnungsgründe 
unverzüglich mitzuteilen. 

Durch die Abt. PM is t im Prüfungsverfahren eng mit den zuständigen 

Dienststellen des MfS, den Grenzoffizieren der K und mit anderen 

Dienstzweigen/Abt. der VPKÄ zusammenzuwirken sowie mit den Be­

reichen Inneres der örtlichen Räte'zusammenzuarbeiten. 


1.8.3. Unter Beachtung der zur Person des Antragstellers bzw. des 

Einreisenden bekanntgewordenen Tatsachen und Umstände haben die 

Leiter der K der VPKÄ einreisende Personen auszuwählen, bei denen 

während ihres Aufenthaltes eine differenzierte Kontrolle bzw. 

Überwachung erforderlich ist , und die entsprechenden operativ­

taktischen Maßnahmen festzulegen.' Sie haben dabei eng mit den 

Leitern S, der Abt. PM sowie den zuständigen Dienststellen des 

MfS zusammenzuwirken. 


1.8.3.1. Zur Kontrolle und Überwachung,sind zuverlässige Angehö­

rige und geeignete gesellschaftliche Kräfte, die im Rahmen ihrer 

Aufgabenstellung über Voraussetzungen zur wirksamen Aufklärung 

von Einreisenden verfügen, auszuwählen, vorzubereiten und ent­

sprechend den Erfordernissen einzusetzen. Das sind 

- Kriminalisten und ABV im Zusammenhang mit der Aufklärung von 


Straftaten und anderen Rechtsverletzungen sowie der Personen­

kontrolle, 


- andere Angehörige, die im unmittelbaren Bereich des besuchs­

weisen Aufenthaltes wohnhaft sind,1 sowie unter gleichen Vor­

aussetzungen PH der DVP, andere zuverlässige ehrenamtliche 

Kräfte und geeignete Zivilbeschäftigte. 


1.8.3.2. Für erforderliche Beratungen zur Abstimmung von Maßnah­

men und ihrer Ergebnisse sind die Kreiskommissionen für Rück­

kehrer/Zuziehende zu nutzen. In diesen Fällen entscheiden die 

Leiter der Kommissionen. 


1.8.4. Den Leitern der K der VPKÄ sind unverzüglich Informationen 

zuzuleiten über eingereiste Personen, ,die während ihres Aufent­

haltes die öffentliche Ordnung und Sicherheit erheblich stören. 
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1.8.5. Die Ergebnisse der Maßnahmen (sind für die Gewinnung von 

ErstInformationen sowie das APEV bei Ausreiseanträgen auszuwerten. 


1Es i si st zu prüfenprüfen,, obb Antra
Es t zu  o  Anträge auf Einreisesperre oder Rückfrage
(Hinweis) zu stellen sind. 


2. Führungs- und Leitungstätigkeit 


2.1. Zur konsequenten Verwirklichung der komplexen Aufgaben sind 

die straffe und ununterbrochene operative Führung und eine hohe 

Qualität der Leitungstätigkeit zu gewährleisten. 


2.2. Die Entwicklungstendenzen, Begehungsweisen, Täterkreise und 

begünstigenden Bedingungen bei Straftaten gemäß § 213 StGB sowie 

die komplexe und anteilige Wirksamkeit der Organe des Mdl bei der 

Vorbeugung und Bekämpfung ungesetzlicher Grehzübertritte sind 

durch die Stäbe unter Nutzung des Dateriprojektes HUE komplex zu 

analysieren und zu beurteilen (Anlage 3). 


2.2.1. Die Leiter der Abt. der BDVP bzw. Leiter der Dienstzweige 

und Abt. der VPKÄ haben zur komplexen Analyse entsprechend ihrer 

Verantwortung zuzuarbeiten. 


2.2.1.1. Die Leiter der K der BDVP haben zu gewährleisten, daß 

aus der Tätigkeit der Dezernate  I I der Abt. K der BDVP und der 

Grenzoffiziere der K der VPKA zielgerichtet Ergebnisse der ana­

lytischen Tätigkeit mit Schlußfolgerungen für die Erhöhung der 

Wirksamkeit aufbereitet werden. 


2.2.1.2. Die Leiter der Abt. PM der BDVP haben zu sichern, daß 

die Qualität und" Gründlichkeit der Prüfungen und Wertungen im 

APEV eingeschätzt und Schlußfolgerungen für die Gewährleistung . 

politisch fundierter Entscheidungen abgeleitet werden. 


2.2.2. Die Stabschefs der BDVP und VPKÄ haben die Qualität des 

komplexen Handelns der Dienststellen, Dienstzweige und Organe 

einzuschätzen und Schlußfolgerungen für dessen straffe Organi­

sierung zu ziehen. 


1 gemäß Dienstvorschrift über vertrauliche Regelungen im grenz­

überschreitenden Personenverkehr 
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2.2.3. Die Analyse hat auf der Ebene BDVP mindestens halbjährlich 

und auf der Ebene VPKA vierteljährlich, in der Regel als geson­

derter Bestandteil der komplexen Lageeinschätzung zu erfolgen. 

2.2.4. Den VPKÄ sind aus der Analyse der BDVP Schlußfolgerungen 

für die Erhöhung der operativen Wirksamkeit zu übermitteln. 


2.3. Zur Sicherstellung der gezielten komplexen und fachspezi­

fischen Kontrolle und Anleitung sind regelmäßig zweckentspre­

chende Aufgaben in die Inspektions- und Kontrolltätigkeit ein­

zuordnen. 


2.3.1. Die Stabschefs der BDVP und VPKÄ haben die Schwerpunkte 

für die Kontrolle und Anleitung herauszuarbeiten, die erforder­

lichen Kontrollmaßnahmen vorzuschlagen und die Koordinierung der 

Kontrolle zu gewährleisten. 


2.3.2. Bei vollendeten ungesetzlichen Grenzübertritten (ein­
schließlich der rechtswidrigen Nichtrückkehr ) sind in Verantwor­

tung des für die Hauptwohnung zuständigen VPKA auch außerhalb 

des Ermittlungsverfahrens Prüfungen vorzunehmen. Die begünsti­

genden Bedingungen (einschließlich Weisungsverstöße innerhalb 

der Organe des Mdl) für die Vollendung der Straftaten, insbeson­

dere für die nicht rechtzeitige Aufdeckung, sind festzustellen. 

Daraus sind Schlußfolgerungen für die Verstärkung der Wirksam­

keit des operativen Dienstes zu ziehen und zu verwirklichen. 

Meldungen über die Ergebnisse der Prüfungen sind gemäß Informa­

tionsordnung zu erstatten. 


2.3.3. Prüfungen entsprechend Ziffer 2.3.2. sind auch bei Fest­

nahme von Grenzverletzern im Grenzgebiet an der Staatsgrenze zur 

BRD/zu Westberlin sowie bei versuchten und vorbereiteten unge­

setzlichen Grenzübertritten mit gefährlichen Mitteln und Metho­

den bzw. spektakulären Auswirkungen durchzuführen. Wirksame Me­

thoden der Aufdeckung und Verhinderung sind herauszuarbeiten und 

auszuwerten. 


1 außer durch Altersrentner und Invaliden 
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2.4. Im engen»und operativen Zusammenwirken mit den zuständigen \ 
Dienststellen des MfS sind 
- deren unverzügliche Information, insbesondere über jegliche Anr­

zeichen feindlicher Aktivitäten und gefährlicher bzw. spektaku­

lärer Handlungen, Erstinformationen, gefährdete Personen, An­

träge auf Ausreise in das nichtsozialistische Ausland bzw. auf 

Einreise in das Grenzgebiet an der Staatsgrenze zur BRD/zu West­

berlin, RückVerbindungen und schwerwiegende begünstigende Be­

dingungen sowie 


- die Abstimmung der erforderlichen eigenen bzw. arbeitsteiligen 

Maßnahmen 


entsprechend den dafür geltenden Festlegungen und Verantwor­
tungen jederzeit zu gewährleisten. A­

2.5. Die sachbezogene Zusammenarbeit mit den örtlichen Volksver­
tretungen und ihren Organen, den wirtschaftsleitenden Organen, 
mit den Generaldirektoren der Kombinate, den Direktoren bzw. 
Leitern der Betriebe, Institutionen und Einrichtungen, den Vor­
ständen der Genossenschaften und Leitungen der Massenorganisa­
tionen i s  t s t a b i l und kontinuierlich zu gestalten. Die Verant­
wortungen sind exakt zu bestimmen und wahrzunehmen. Das betr i f f t 
insbesondere die Zusammenarbeit mit den 
- Ständigen Kommissionen Ordnung und Sicherheit der örtlichen 


Volksvertretungen und ihren Aktivs, 

- Bereichen Volksbildung (einschließlich Jugendhilfe), Gesund­

heits- !und Sozialwesen der örtlichen Staatsorgane, 

- Direktoren von Schulen, den Leitern von anderen Einrichtungen 


der Volksbildung sowie von Internaten/Wohnheimen, 

- Leitern.von Betrieben und Einrichtungen sowie den Vorsitzenden 


von Genossenschaften, aus deren Verantwortungsbereich Beschäf­

tigte/Mitglieder konzentriert mit Anträgen auf Ausreisen nach 

dem nichtsozialistischen Ausland in dringenden Familienange­

legenheiten bzw. mit rechtswidrigen Versuchen, die Übersied­

lung in das nichtsozialistische Ausland zu erreichen, in Er­

scheinung treten oder als gefährdete Personen bzw. kriminell 

Gefährdete erfaßt sind, 
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- Leitern von Betrieben des Kraftverkehrs einschließlich Taxi, 

der Kommunalen Nahverkehrsbetriebe und der Post, deren Beschäf­

tigte für Fahrten in das Grenzgebiet oder den grenznahen Raum 

eingesetzt werden, 


- Leitern von Dienststellen der DR, in deren Bereich Züge im 

grenzüberschreitenden Verkehr und in Richtung Staatsgrenze ein­

gesetzt werden. ^ 


2.6. Der gezielte Einsatz geeigneter FH der DVP entsprechend 

ihren spezifischen Möglichkeiten sowie die aktive und differen­

zierte Mitarbeit weiterer geeigneter Bürger bei der Erfüllung 

der Aufgaben, insbesondere bei vorbeugenden Maßnahmen sowie bei 

der Verhinderung und frühzeitigen Aufdeckung von begünstigenden 

Bedingungen, Entschlüssen und Vorbereitungen zu ungesetzlichen 

Grenzübertritten, sind ständig zu sichern. Durch sachbezogene und 

abrechenbare Gestaltung des Einsatzes bzw. der Zusammenarbeit 

sowie stabile Informationsbeziehungen is t eine hohe Effektivität 

zu erreichen. 


2.6 .1. Die sachbezogene Zusammenarbeit mit folgenden gesellschaft 
liehen Kräften ist vorrangig zu sichern: 
- den Wohnbezirksausschüssen der Nationalen Front, ihrenKom­

missionen für Ordnung und Sicherheit, den Haus- bzw. Straßen­

ł
 gemeinschaftsleitungen; 

- den Hausbuchbeauftragten; 

- den Grenzsicherheitsaktivs; 

- den örtlichen freiwilligen und betrieblichen Feuerwehren; 

- den Schieds- und Konfliktkommissionen; 

- den Arbeitsgruppen für Verkehrssicherheit in den Gemeinden 

und Wohngebieten; 


- dem Personal von Reisezügen, der Mitropa, von KOM, Taxi u. a. 

Verkehrsmitteln, das zu Fahrten in das Grenzgebiet oder den 

grenznahen Raum eingesetzt wird; 


- den Leitern von Jugendklubs sowie den Funktionären der FDJ-

Ordnungsgruppen; 
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- den Kreisvorständen der GST sowie den Vorsitzenden der GST-

Grundorganisationen; 


- den Vorständen von Sparten des VKSK u. ä. gesellschaftlichen 

Einrichtungen im grenznahen Räum. 


Weitere geeignete Kräfte und Möglichkeiten sind zielstrebig zu 

erschließen und zu nutzen. 


2.6.2. Im Rahmen der Arbeit mit den PH der DVP sowie der Zusam­

menarbeit mit den anderen gesellschaftlichen Kräften sind unter 

Beachtung der GeheimhaltungsOrdnung differenziert Kenntnisse und 

Erfahrungen zu vermitteln, die zum frühzeitigen Gewinnen von 

Erstinformationen und zur Mitwirkung bei der Vorbeugung befähigen. 


2.7. Bei Ordnungseinsätzen sind entsprechend den "Grundsätzen für 

die Gewährleistung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit bei 

bedeutsamen Anlässen und Veranstaltungen" im engen Zusammenwirken . 

mit den anderen Schutz- und Sicherheitsorganen rechtzeitig ver­

stärkte operativ-vorbeugende Maßnahmen zur Verhinderung von un­

gesetzlichen Grenzübertritten und anderen Handlungen gegen die Si ­

cherheit der Staatsgrenze einzuleiten. 


2.7.1. Entsprechend dem Charakter der Veranstaltung bzw. des An­
lasses haben sie sich insbesondere zu konzentrieren auf: 
- verstärkte Maßnahmen der Personenkontrolle und der Überwachung 

gefährdeter Personen, negativer Gruppierungen sowie kriminell 

Gefährdeter, 


- Maßnahmen zur- Verhinderung beabsichtigter Anreisen zu/Veran­

staltungen im grenznahen Raum an der Staatsgrenze der DDR zur 

BRD/zu Westberlin einschließlich des gesamten Territoriums von 

Berlin, Hauptstadt der DDR, durch o. g. Personen, 


- langfristige und verstärkte operative Maßnahmen zur Kontrolle 

des Einreiseverkehrs aus dem nichtsozialistischen Ausland, 


-tiefgründige Prüfung von Anträgen auf private Ausreisen nach 

dem nichtsozialistischen Ausland sowie auf Einreisen in das 

Grenzgebiet an der Staatsgrenze der DDR zur BRD/zu Westberlin 

aus persönlichen Gründen. ' 
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Teil B BStU 

Spezifische Aufgaben der Dienstzweige/Organe 000027 
3 . Kriminalpolizei 

3 * 1  . Gewinnung von Erstinformationen 

Die Möglichkeiten der K sind zur Gewinnung von ErstInformationen 

gründlich zu nutzen. Das betrifft insbesondere: 

a) Bearbeitung von Ermittlungsverfahren wegen Straftaten gemäß 

§ 2 1  3 StGB (einschließlich Gewinnung von Informationen über 
Mittäterschaft, Anstiftung, Beihilfe, Unterlassung der Anzeige 
in Fällen des § 2 1 3 Absatz 3 StGB); , 

b) Bearbeitung von bereits vorliegenden Erstinformationen; 

c) Überprüfungen von Personen, die die Ausreise nach dem nicht­


sozialistischen Ausland bzw. die Einreise.in das Grenzgebiet 

beantragt haben; 


d) Durchführung operativ-vorbeugender Maßnahmen gegenüber Perso­

nen', zu denen ErstInformationen vorliegen bzw. die hartnäckig 

mit rechtswidrigen Versuchen, die Übersiedlung in das nicht­

sozialistische Ausland zu erreichen, in Erscheinung traten; 


e) Kontrolle der RückVerbindungen von Personen, die den unge­

setzlichen Grenzübertritt vollendeten oder mit staatlicher Ge­

nehmigung in das nichtsozialistiache Ausland übersiedelten; 


f) Prüfung bzw. Bearbeitung von Anzeigen, Mitteilungen und Er­

mittlungsverfähren wegen anderer Straftaten. 

Zusammenhänge mit ungesetzlichen Grenzübertritten sind exakt 

zu prüfen, insbesondere durch differenzierte Arbeit mit Be­

schuldigten und Zeugen, die selbst gefährdete Personen sind. 

Befragungen, Kollektivauswertungen, Prüfungen polizeilicher 

Registrierunterlagen, anderer Unterlagen, Alibiüberprüfungen, 

Ermittlungshandlungen sind dafür zielgerichtet zu nutzen. Die 

Untersuchungs- und Vernehmungsplanung i s  t dementsprechend zu 

präzisieren. 

Bei der Bearbeitung von Straftaten, die durch Ausländer be­

gangen wurden, sind vor allem Kontakte und Verbindungen zu 

gefährdeten Personen herauszuarbeiten; 


http:Einreise.in
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g) Überprüfung vlon zugeführten Personen. 
Ihre Angaben, die von ihnen mitgeführten Sachen und die Um­
stände ihrer Zuführung sind zweckentsprechend einzuschätzen; 

h) Durchsuchung, Beschlagnahme von Postsendungen sowie Über­
wachung und Aufnahme des Fernmeldeverkehrs. 
Aufgefundene Gegenstände oder Materialien sowie die Auffin­
dungssituation sind im Zusammenhang gründlich zu werten; 

i  ) Bearbeitung und Kontrolle von Gruppierungen krimineller bzw. 
kriminell gefährdeter Jugendlicher/Jungerwachsener; 

j  ) Kontrolle der Rückkehrer und Zuziehenden; ' 

k) Personen- und Sachfahndung. 
Verdächtige Umstände bei der Kontrolle von i l legale  n Quartie­
ren, Unterschlupfmöglichkeiten, An- und Verkaufseinrichtungen, 
bei der Auswertung der Ergebnisse der Kontrolle der Personen­
bewegung in gefährdeten Räumen, beim Auffinden von Sachen, im 
Ergebnis der Prüfung der Meldescheine von Beherbergungsstätten 
sind zweckentsprechend zu beurteilen; 

1) Zusammenarbeit mit staatlichen und wirtschaftsleitenden Orga­
nen, Betrieben, Einrichtungen, Genossenschaften, Massenorga­
nisationen und gesellschaftlichen Kräften im Zusammenhang mit 
der Vorbeugung und Bekämpfung der Kriminal i tät  ; 

m) kriminalpolizeiliche Tät igke i  t zur Verhinderung demonstrativ­
provokatorischer Handlungen i  n der Öffentlichkeit; 

n) Bearbeitung von Vermißtenvorgängen, sofern der Verdacht des 
vollendeten ungesetzlichen Grenzübertr i t t s .n ich  t zweifelsfrei 
ausgeschlossen werden kann. 

3.2. Bearbeitung und Entscheidung von Erstinformationen 
t 

3.2,1. Über jede Erstinformation, die der K zugeleitet oder von 
ih  r erarbeitet wurde, i s  t die zuständige Dienststelle des MfS zu 
informieren. Die erforderlichen eigenen bzw. arbeitstei l igen Maß­
nahmen sind abzustimmen. 
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3.2.2. Die Grenzoffiziere der K haben: 


- ErstInformationen politisch und operativ a l l s e i t i  g zu werten; 


- Personen in der Grenzgefährdetenkartei (Vordruck KP 7) sofort ; 

zu erfassen bzw. vorliegende Erfassungen zu ergänzen, wenn 

über sie ErstInformationen bzw. darauf bezogene Rückfragen 

vorliegen oder wenn sie im Rahmen der Kontrolle der Personen­

bewegung ira grenznahen Raum festgestellt wurden und ein Zusam­

menhang mit Handlungen gegen die Sicherheit der Staatsgrenze 

zu vermuten i s t  ; 

- die seitens der Organe des Mdl zu Erstinformationen erforder­


lichen Maßnahmen und deren Koordinierung einzuleiten; 


- ErstInformationen über Personen, die außerhalb des eigenen 

Dienstbereiches wohnen, an die Grenzoffiziere der-K der für 

die Hauptwohnung zuständigen VPKA weiterzuleiten bzw. zur Klä­

rung des Sachverhaltes Fernschreiben abzusetzen; 


- die eingehenden Erstinformationen mit den bereits in der Grenz­

gefährdetenkartei gespeicherten V/er ten kriminalistisch zu ver­

gleichen. ,.r..v '..O.-'/'' 

3.2.3. Erstinformationen sind unter Beachtung des Charakters der. 


Verdachtsmomente, der Persönlichkeit des Verdächtigen, der 


Dringlichkeit und des, Grades der Verdichtung durch die Grenz­


offiziere der K sorgfältig zu prüfen und weiter zu verdichten. 


Sofern die Prüfung durch andere Kriminalisten zweckmäßig i s t  , 


entscheidet darüber der Leiter der K bzw. ein von ihm beauftrag­


ter Vorgesetzter. 


In die Prüfung sind auch differenziert die Ehepartner, Kinder, 


Eltern und Geschwister, die im Haushalt lebenden Personen und 


andere enge Verbindungen einzubeziehen. 


3.2.4. Auf der.Grundlage, der Prüfungsergebnisse sind nach Ab­


stimmung mit der zuständigen Dienststelle des MfS durch den Lei­


ter der K oder einen von ihm beauftragten Vorgesetzten differen­


zierte Enjschejjdjuigen zu treffen: 


a) Übergabe an das Dezernat I  I der Abt. K der BDVP zur E i n l e i ­

tung eines Ermittlungsverfahrens nach bzw. Erweiterung eines 

anliegenden Ermittlungsverfahrens auf § 213 StGB; 
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b) weitere Maßnahmen im Rahmen der Anzeigenprüfung; 

c) Einleitung operativ-vorbeugender Maßnahmen in Verbindung mit 


der kriminalistischen Registrierung und der Erfassung in der 

Dokumentation "G"; 


d) Veranlassung von Ordnungsstraf maßnahmen durch die f e s t s t e l  ­

lende Dienststelle in Verbindung mit der kriminalistischen 

Registrierung, wenn ein Verstoß gemäß § 45 der Grenzordnung 

vorliegt; 


e) Ablage der Erstinformation beim Grenzoffizier der K, wenn der 

Verdacht einer Straftat nicht bestätigt werden konnte, jedoch 

die Person als gefährdet einzuschätzen i s t  , in Verbindung mit 

der vorbeugenden Erfassung in der Grenzgefährdetenkartei sowie 

bei der Abt. PM mit Kennbuchstaben "V". 


3.3. Personenkontrolle 


3.3.1. Staatliche Kontrollmaßnahmen gemäß § 48 StGB sind umfas­
* send	 für die Vorbeugung und Bekämpfung ungesetzlicher Grenzüber­


t r i t t  e und anderer Handlungen gegen die Sicherheit der Staats­

grenze zu nutzen. Erkennt das Gericht bei Verurteilung wegen 

einer Straftat gemäß § 213 StGB auf die Zulässigkeit staatlicher 

Kontrollmaßnahmen durch die DVP, sind die rechtlichen Möglich­

keiten zur Verhütung einer erneuten Straffälligkeit auszuschöpfen. 


3.3.2. Die differenzierte Anwendung der operativen Personenkon­

trolle hat nach politischer und operativer Wertung sowie gründ­

licher Prüfung der ErstInformationen entsprechend den Voraus­

setzungen der Personenkontrollvorschrift zu erfolgen. Die Aus­

wahl der Kontrollpersonen i s  t sorgfältig nach den darin festge­

legten Kriterien vorzunehmen. 

Es i s  t zu sichern, daß die Vorbeugung ungesetzlicher Grenzüber­

t r i t t  e und die Gewinnung von Erstinformationen bei allen Kon­

trollpersonen durch die dementsprochende Ausgestaltung der Maß­

nahmen in das Kontrollziel einbezogen werden. . „• • 


3.3.3. Die Kommissariate V I I  I der K bzw. Offiziere für Personen­

kontrolle tragen eine besondere Verantwortung für die volle Aus­

schöpfung und ständige Vervollkommnung der Kontrollmittel und 
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-methcden sowie die straffe Organisation der Personenkontrolle. 

Den Kontroirbeauftragten sind Hinweise zur Ausgestaltung der Kon­

trolle, zur Schaffung konkreter Informationsbeziehungen aus dem 

Wohn-, Arbeits- und Preizeitbereich der Kontrollperson sowie zur 

ständigen Einschätzung der Wirksamkeit der Kontrollmaßnahmen zu 

geben. 


3.4. Operativ-vorbeugende Aussprachen 


3.4.1. Mit Personen, zu denen begründete Informationen über Ab­

sichten oder Entschlüsse zur Begehung des ungesetzlichen Grenz­

übertritts vorliegen, sind durch die K, in der Regel durch die 

Grenzoffiziere, offensive operativ-vorbeugende Aussprachen zu 

führen. Voraussetzung,ist, daß keine Tatbestandmerkmale gemäß 

§ 213 StGB verletzt wurden. 


3.4.2. Die operativ-vorbeugenden Aussprachen sind unter Einbe­

ziehung gesellschaftlicher Kräfte, bei kriminell gefährdeten 

Bürgern unter Mitwirkung der Bereiche Inneres der örtlichen Räte, 

be^ Jugendlichen unter Mitwirkung der Erziehungsberechtigten 

oder der Jugendhilfe, der Schulen, der Arbeits- oder Ausbildungs­

stätten oder anderer erziehungswirksamer Kräfte durchzuführen, 

sofern das zweckmäßig ist . 


3.4.2.1. Gegenüber Jugendlichen, besonders im Alter von 14-16 

Jahren, sind vorbeugende Aussprachen auch dann differenziert an­

zuwenden, wenn ihre Handlungen formal den Tatbestand der Vorbe­

reitung zum ungesetzlichen Grenzübertritt erfüllen, jedoch fest­

gestellte Tatsachen es zulassen, ohne Einleitung eines Ermitt­

lungsverfahrens vorbeugende Wirkungen zu erzielen. 

Solche Tatsachen können sein: 

- kein verfestigter negativer Standpunkt; 

-	 schnell zu lösende Konfliktsituationen; 

- andere Gründe, besonders längere Zeiträume zwischen der Hand­

lung und dem Zeitpunkt ihrer Peststellung, ohne daß zwischen­

-	 zeitlich ernsthaft weitere Handlungen begangen wurden, die auf 

die Verwirklichung der Straftat gerichtet waren. 
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3 . 4 . 3 . Voraussetzungen für eine wirksame Führung der operativ­
vorbeugenden Aussprachen sind: 
- die gründliche, politische und operative Wertung der Informa­


tionen; 

- die allseitige Aufklärung der Persönlichkeit unter Beachtung 

des ümgangskreises im Wohn-, Arbeits- und Freizeitbereich; 


- die Abstimmung der Maßnahmen zur Vorbereitung und Durchführung 

von operativ-vorbeugenden Aussprachen mit der zuständigen 

Dienststelle des MfS. 


3 . 4 . 4 . Durch gründliche Vorbereitung sowie methodisch und tak­

tisch zweckmäßige Führung is t eine hohe Wirksamkeit der operativ­

vorbeugenden Aussprachen zu sichern. Die Geheimhaltung is t zu ge­

währleisten. Die I>urchführüng hat in Diensträumen der DVP oder 

anderer staatlicher Organe zu erfolgen. Der Inhalt, die Ziel­

stellung, die Methodik und Taktik der Aussprachen sowie Ort und 

Zeit ihrer Durchführung sind durch die Vorgesetzten zu bestä­

tigen. 

Über das Ergebnis ist ein Protokoll zu fertigen und in der Per­

sonenakte im Dezernat VI der Abt. K der BDVP abzulegen. 


3.!?. Überprüfung Zugeführter. Ermittlungsersuchen 

3 . 5 . 1 . Die Überprüfung von Personen, die wegen Verdachts einer 
Straftat gemäß § 213 StGB zugeführt wurden, gemäß Ziffer 1 , 4 . 2 . 
hat unter Ausschöpfung und Einhaltung aller gesetzlichen Mög­
lichkeiten und Fristen zu erfolgen. 

3 . 5 . 2 . Das fernschriftliche Ermittlungsersuchen muß enthalten: 
- Angaben zur Person, Arbeitsstelle; 

- Umstände und Gründe der Zuführung; 

- mitgeführte Gegenstände, die für die Aufklärung bedeutsam 


sein können; 

-wesentliche Angaben des Zugeführten zum Sachverhalt; 

- exakte Fragestellungen zur Überprüfung. 
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3.5.2.1. Die Ermittlungen sind gewissenhaft und verantwortungsbe­
wußt durch die Grenzoffiziere der K vorzunehmen. Sie sind nicht 
auf die Überprüfung von Karteien und Registrierunterlagen zu be­
schränken. Aus vorangegangenen Ermittlungsersuchen vorliegende 
Hinweise sind zu berücksichtigen. Es is t zu werten, ob sich durch 
den erneuten Anfall der Verdacht einer Straftat verdichtet. Das 
Ermittlungsergebnis i s  t mit der zuständigen Dienststelle des MfS 
abzustimmen. Die Erfassung der Personen in der Abt/ PM auf den 
Karteikarten, Vordruck PM -5tfa und PM .göb, mit Kennbuchstaben "E" 
und eine Erfassung mit KP T is t zu veranlassen. 

3.5.2.2. Die Beantwortung der Ermittlungsersuchen hat innerhalb, 
von 12 Stunden zu erfolgen. Die Leiter der K treffen Entschei­
dungen zur Gewährleistung der Bearbeitung der Ermittlungser­
suchen im Rahmen des Diensthabenden-Systems. 

3.5.3. Is t im Ergebnis der Prüfung der Verdacht einer Straftat 
nicht gegeben, hat der Leiter der K vor Entlassung des Zugeführ­
ten eine Abstimmung mit der zuständigen Dienststelle des MfS vor­
zunehmen. Die K der für die Haupt- und Hebenwohnung des Zuge­
führten zuständigen VPKÄ i s  t über die Entlassung unter gleich­
zeitiger Mitteilung gestellter Forderungen und erteilter Aufla­
gen zu informieren. Sie hat erforderliche Kontrollmaßnahmen durch­
zuführen. Die rechtlichen und operativen Möglichkeiten zur kon­
trollierten Rückführung der Person in den Wohnort sind zu nutzen» 

3.6. Maßnahmen bei Aus- bzw. Einreisen 

3.6.1. Zur Abstimmung und Meinungsäußerung über Personen, die die 
Ausreise nach dem nichtsozialistischen Ausland in dringenden Fa­
milienangelegenheiten beantragen, sind die Unterlagen der Grenz­
offiziere der K sowie die in der kriminalistischen Registrie­
rung erfaßten Angaben gründlich auszuwerten. . 

3.6.1.1. Werden aufgrund von Prüfungsergebnissen Ermittlungen der 
K notwendig, hat der Leiter der K die gründliche Durchführung 
unter Ausschöpfung der operativen Möglichkeiten der Arbeitsge­
biete der K zu sichern. 
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3 . 6 . 2 « , Die Pest legung operativ-taktischer Maßnahmen zur Kontrolle 
ausgewählter Einreisender gemäß Ziffer 1 . 8 . 3 . hat unter Beach­
tung der Persönlichkeit und des bisherigen Verhaltens der Person 
beim Aufenthalt in der DDR, der örtlichen Schwerpunkte und Be­
sonderheiten sowie des Umfangs des Einreiseverkehrs zu erfolgen. 

3 . 6 . 3 . Bei Informationen der Abt. PM, daß Bürger der DDR von Aus­
landsreisen nicht fristgemäß zurückgekehrt sind, i s  t der Verdacht 
der Staftat gemäß § 2 1 3 Abs. 2 StGB zu prüfen. Es sind zweckmäßige 
Maßnahmen zur Vorbeugung des ungesetzlichen Grenzübertritts durch 
deren Familienangehörige und andere enge Beziehungspersonen ein­
zuleiten. 

3 . 7 . Erfassung gefährdeter Personen 

3 . 7 . 1 . Gefährdete Personen, zu denen ErstInformationen vorliegen, 
sind nach Abstimmung mit der zuständigen Dienststelle des MfS 
durch die Grenzoffiziere der K in den Karteien und Registrier­
unterlagen der DVP zu erfassen, vorliegende Unterlagen sind zu 
ergänzen. 

3 . 7 . 2 . Eine Erfassung in der Grenzgefährdetenkartei (Vordruck 
KP 7 ) i s  t vorzunehmen bei: 
- allen in Erstinformationen benannten bzw. vom Grenzoffizier 


der K selbst festgestellten Personen; 

- bestehenden Verbindungen mit Ausländern (Liebesverhältnisse, 


Verlöbnisse, RückVerbindungen, Kontakte anderer Art) - zu 

denen vorerst keine operativ-vorbeugenden Maßnahmen erforder­

l i c  h sind - in Verbindung mit der Erfassung bei der Abt. PM 

mit Kennbuchstaben "V" (Bei Anträgen auf Ausreise aus der DDR 

sowie bei meldepolizeilichen Ereignissen wird die K verstän­

digt.); 


- Personen, die rechtswidrige Versuche unternommen haben, die 

Übersiedlung nach dem nichtsozialistischen Ausland zu err e i ­

chen oder die Anträge auf Eheschließungen mit Bürgern nicht­
^sozialistischer Staaten oder Westberlinern bzw. auf Entlas­

sung aus der Staatsbürgerschaft der DDR stellten; 
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- Personen, die im Rahmen der Kontrolle der Personenbewegung im 

grenznahen Raum festgestellt wurden und ein Zusammenhang mit 

Handlungen gegen die Sicherheit der Staatsgrenze zu vermuten 

ist; 


- Personen, die wegen Verletzung der Grenzordnung kriminali­

stisch registriert wurden; 


-Straftaten gemäß §§ 213 und 225 Abs. 2 Ziffer 5 StGB; 
- Eingang von Ermittlungsersuchen gemäß Ziffer 3 .5.2. in Verbin­
dung mit der Erfassung bei der Abt. PM mit Kennbuchstaben"E" 
(Bei Anträgen auf Ausreise aus der DDR sowie bei meldepolizei­
lichen Ereignissen wird die K verständigt). 

3.7.3. Die Veranlassung der Erfassung mit Kennbuchstaben "V" und 
"E" bei der Abt. PM hat mittels Pendelbuch zu erfolgen. 

3.7.4. Bei Zutreffen der Registrierkriterien für die Personenkar­
tei - Aktiv - ist für gefährdete Personen durch den Grenzoffi­
zier der K ein Vordruck KP 16 auszufertigen und an das Dezernat 
VI der Abt. K der BDVP zu übersenden. Die Veranlassung des K-
Vermerkes bei der Abt. PM des VPKA hat unverzüglich mittels Pen­
delbuch zu erfolgen. 

3.7.5. Gefährdete Personen, die mit Vordruck KP 16 registriert" 

wurden, sind in der Dokumentation "G" zu erfassen. 


3.7.6. Die Erfassung bzw. Registrierung entsprechend den Ziffern 

3.7.2., 3.7.4. und 3.7.5« ist nach Abstimmung mit der zuständigen 

Dienststelle des MfS bei Wegfall der Gründe zu löschen. 


3.7.6.1. Bei der Registrierung gemäß den Ziffern 3.7.4. und 

3.7.5. ist jeweils nach Ablauf eines Jahres - gerechnejb vom Be­

ginn der Registrierung - zu prüfen, ob sie aufrechterhalten wer­

den muß. 

Die Erfassung gemäß Ziffer 3.7.2. unterliegt dieser jährlichen 

Prüfung nicht. 


1 gemäß den Vorschriften Uber die kriminalistische Registrierung 
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J>.7.6.<;. i»xe jsntscneidung über die Beendigung bzw. Weiterführung 
der Erfassung oder Registrierung ist durch den Leiter der K bzw. 

einen von ihm beauftragten Vorgesetzten, zur Registrierung mit 

Vordruck KP 16 schriftlich, zu treffen. 

3 . 7 . 6 . 3 . Das Dezernat VI der Abt. K der BDVP ist über die Been­

digung bzw. Weiterführung der Registrierung mit Vordruck KP 16 

mittels Vordruck KP 8 zu informieren. 


3.8. Grenzoffiziere der K der VPKA 

3.8 .1 . Die Grenzoffiziere der K sind verantwortlich für die Bear­
beitung von Informationen und Anzeigen, die den Verdacht von 
Straftaten gemäß § 213 StGB begründen bzw. auf gefährdete Per­
sonen hinweisen, und die Einleitung weiterer Maßnahmen der K zur 
Vorbeugung, Verhinderung und Aufdeckung ungesetzlicher Grenzüber­
tritte. Durch die Leiter der K der VPKÄ sind die Schwerpunkte 
ihrer Arbeit mit der zuständigen Dienststelle des MfS abzustim­

* men. 


3.8.2. In Wahrnehmung ihrer Verantwortung obliegt'ihnen insbeson­
dere die 
- Durchführung der Anzeigenprüfung und des ersten Angriffs bei 

Verdacht von Straftaten gemäß § 213 StGB oder unter Mißbrauch 

des Transitverkehrs ziviler Personen und Güter zwischen der 

BRD und Westberlin sowie der Zuarbeiten für die Dezernate I  I 

der Abt. K der BDVP für die Bearbeitung der Ermittlungsver­

fahren wegen ungesetzlichen Grenzübertritts; 


- Bearbeitung von Erstinformationen und die Vorbereitung der 

Entscheidung gemäß Ziffer 3 . 2 . 4 .  ; 


- Einleitung und Durchführung von operativ-vorbeugenden Ausspra­
chen gemäß Ziffer 3 .4.» Personenkontrollen und anderen opera­
tiv-vorbeugenden Maßnahmen. 
Sie haben ihre eigenen Maßnahmen vor allem auf Personen zu 
konzentrieren, zu denen überprüfte Informationen über Ent­
schlüsse oder Vorbereitungen zum ungesetzlichen Grenzübertritt 
vorliegen oder die als Rückverbindungen ermittelt wurden; 
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- Vornahme bzw. Verailassung der Erfassung gefährdeter Personen 
gemäß Ziffer 3 . 7 . und des Sperrvermerkes bei in Fahndung ge­
stellten Kfz gemäß Ziffer 3 . 9 . 5 . 2 . sowie die Organisation der 
Löschung bei Fortfall der Gründe; 

- Erfüllung der kriminalpolizeilichen Aufgaben bei Anträgen auf 
Ausreise nach dem nichtsozialistischen Ausland in dringenden 
Familienangelegenheiten gemäß Ziffer 3 . 6 . 1 . bzw. auf Einreise 

i

in das Grenzgebiet an der Staatsgrenze zur BRD/zu Westberlin ; 


- Bearbeitung von Ermittlungsersuchen gemäß Ziffer 3 . 5 . 2 . 1 . 

3 . 8 . 3 . Eratinformatlonen sind nach Eingang, bei Erfordernis wäh­
rend der Bearbeitung und vor Einleitung operativ-vorbeugender 
Maßnahmen (einschließlich der Erfassungen gemäß Ziffer 3 . 7 . ) , mit 
dem Arbeitsgebiet I der K abzustimmen. 
Die Abstimmung mit dem Arbeitsgebiet I der K is t außerdem vor Ab­
gabe der Meinungsäußerung zu Anträgen auf Ausreise nach dem nicht­
sozialistischen Ausland bzw. zur Einreise in das Grenzgebiet an 
der Staatsgrenze zur BRD/zu Westberlin erforderlich. Bei Über­
nahme der Bearbeitung durch das Arbeitsgebiet I der K ist vor­
liegendes Material (außer Karteikarte KP 7) vollständig zu über­
geben. '•• 

3 . 8 . 4 . Für die komplexe Beurteilung der Lage in bezug auf die 
Vorbeugung und Bekämpfung ungesetzlicher Grenzübertritte sind im 
Ergebnis der analytischen Tätigkeit vor allem herauszuarbeiten: 
-Einschätzungen zur Wirksamkeit der Organe des Mdl bei der Ge­

winnung, Prüfung und Verdichtung von Erstinformationen anhand 

der auf ihrer Grundlage eingeleiteten strafprozessualen bzw. 

operativ-vorbeugenden Maßnahmen; 


-Erkenntnisse über Begehungsweisen, Angriffsrichtungen, Täter­

und Gefährdetenkreise aufgrund der Ergebnisse des ersten An­

griffs, der Auswertungsberichte und Duplikatvernehmungen der 

Dezernate I I  ; 


- Schlußfolgerungen für die Erhöhung der Wirksamkeit der opera­

tive n Kräfte, anderer Staatsorgane, Betriebe, gesellschaftli­

cher Kräfte sowie zur Beseitigung begünstigender Bedingungen. 


1 gemäß Grenzvorschrift, Teil C 
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3 . 9 . Aufklärung de r Straftaten gemäß § 213 StGB 

3 . 9 . 1 . Die Dezernate I  I der Abt. K der BDVP sind für die a l l s e i ­
tige Aufklärung ungesetzlicher Grenzübertritte in der Bearbeitung 
der Ermittlungsverfahren verantwortlich. 
Ausgehend von einer qualifizierten Untersuchungs- und Verneh­
mungsplanung sind ­
- alle Informationen zu gewinnen, die auf die Organisierung und 

Durchführung des staatsfeindlichen und kriminellen Menschen­

handels und andere feindliche Aktivitäten hinweisen; 


- die strafprozessualen und kriminalistischen Möglichkeiten voll 

auszuschöpfen; 


- bei Abschluß des Ermittlungsverfahrens differenziert die recht­

lichen und operativen Möglichkeiten zur Vorbeugung der erneuten 

Straffälligkeit und zweckmäßigsten Einwirkung auf den Rechts­

verletzer (bei vollendeten Straftaten in bezug auf die Gewin­

nung zur Rückkehr in die DDR) zu nutzen. 


3 . 9 . 2 . In jeder Phase der Untersuchung is t die Information der 
zuständigen Dienststelle des MfS und die Abstimmung der Maßnah­
men zu gewährleisten, insbesondere 
.- zu dem ehemaligen Verbindungs- und Bekanntenkreis sowie fest­


gestellten RückVerbindungen der Täter, die die Straftat voll­

endet haben; 


- zur Gefahr, daß als Folge von weiteren Personen ungesetzliche 

Grenzübertritte begangen werden; 


- über die mit der Straftat eingetretene Gefährdung staatlicher 

Interessen aufgrund der bisherigen beruflichen bzw. gesell­

schaftlichen "Position von Vollendungstätern; 


- zur Aufklärung der Begehungsweise, vor allem bei unbekanntem 

Ort und nicht geklärten Umständen der Straftat; 


- zu Lücken in der Grenzsicherung u. a. begünstigenden Bedingungen. 


3« .9*3 . Durch eine hohe Qualität der analytischen Tätigkeit sind 
Ursachen und Bedingungen der ungesetzlichen Grenzübertritte 
herauszuarbeiten und Lücken in der Grenzsicherung sichtbar zu 
machen. Auf ihre umgehende Beseitigung is t zwingend Einfluß zu 
nehmen. 
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3.9.3.1. Die Leiter der K der BDVP halen die bei der Untersuchung, 

von Straftaten gemäß § 213 StGB festgestellten Weisungsverstöße 

und Mängel in der operativen Tätigkeit oder anderen Hinweise dem 

Leiter des zuständigen VPKA zur Kenntnis zu geben. 


3.9.4. Die Durchführung operativ-vorbeugender Aussprachen, die im 

Ergebnis der Untersuchungen erforderlich werden, is t zwischen den 

Dezernaten I  I und den Dezernaten I der Abt. K der BDVP abzustim­

men. 


3.9.5. Zur Aufklärung vollendeter Straftaten gemäß § 213 StGB 

is t zu sichern, daß 

- alle Personen festgestellt werden, zu denen der Täter Kontakt 

hatte und die im Zusammenhang mit der'Straftat stehen können; 


- eine gründliche Durchsuchung der Wohn- und sonstigen Räume von 

Beschuldigten zum Auffinden von Hinweisen zu Kontaktpersonen, 

Mittätern oder -wissern, zur Aufklärung der Art und Umstände 

der Tat erfolgt; 


- die Personen ermittelt werden, bei denen durch RückVerbindungen 

oder Kontaktaufnahme durch Personen aus dem nichtsozialisti­

schen Ausland die Gefahr der Beeinflussung zur Begehung des un­

gesetzlichen Grenzübertritts besteht. Die Unterlagen über er­

mittelte Rückverbindungen sind dem Leiter der_K des zuständigen 

VPKA zur Einleitung vorbeugender Maßnahmen unverzüglich zu 

übersenden, sofern diese nicht in eigener Zuständigkeit weiter 

bearbeitet bzw. der zuständigen Dienststelle des MfS übergeben 

werden, 


3.9.5.1. Bei unbekanntem Ort und nicht bekannten Umständen (Art 

und Weise, Mittel und Methoden) des ungesetzlichen Grenzüber­
tritt s is t eine exakte Vergleichsarbeit mit gesicherten Spuren 

von Grenzdurohbrüchen unbekannter Täter vorzunehmen. Der Wahr­

heitsgehalt der Aussagen von Familienangehörigen, im Haushalt 

lebenden Personen und anderen Verbindungspersonen ist unter Be­

achtung möglicher eigener EntSchlußfassungen zum ungesetzlichen 

Grenzübertritt sorgfältig zu prüfen. 
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9.5.2. ,
3.19.5.2. BestehBestehtt derderj Verdacht. daß zum ungesetzlichen Grenzüber­

tritt ein Kfz verwendet wurde, dessen Verbleib unbekannt ist,

sind Fahndungsmaßnahmen einzuleiten. Werden solche Kfz aufgefun­

den, hat eine gründliche Durchsuchung und Spurensicherung zu er­

folgen. 

Zugleich mit der Einleitung der Fahndungsmaßnahmen ist über den 

Grenzoffizier der & des VPKA in der Zulassangsstelle der VK ein 

Sperrvermerk zu veranlassen. Bei Umraeldung bzw. festgestellter 

Nichteinhaltung der Ummeldefristen gemäß StVZO zu solchen Kfz 

sind sofort Überprüfungen durch die K vorzunehmen. 

3.9.6. Zur Aufklärung der Straftaten gemäß § 213 StGB mit unbe­

kannten Tätern hat ein qualifizierter erster Angriff zu erfolgen, 

vor allem eine gründliche Tatortarbeit und operative Spurenaus­

wertung, der Fährtenhundeeinsatz, die exakte Durchsuchung Fest­

genommener. Im Zusammenwirken der Dezernate  I I der Abt. K der 

BDVP mit den Grenzoffizieren der K der VPKÄ sind zielgerichtete 

Maßnahmen zur Ermittlung der Täter einzuleiten, insbesondere 

*- Überprüfung abgängiger Personen und Auswertung von Vermißten-


und Fahndungsmeldungen (Die Einleitung von Fahndungsmaßnahmen 

ist grundsätzlich zu prüfen.); 


- Überprüfung der Kontrollpersonen (Personönkontrollvorschrift); 

- gezielte Ermittlungen und Aufklärungstätigkeit im Grenzgebiet 

und grenznahen Raum, insbesondere zur Feststellung der Bewe­

gung des Grenzverletzers, unter Einbeziehung gesellschaftlicher 

Kräfte; 


- Auswertung der Kontrollkarten - S 26 - und der Meldescheine 
der Beherbergungsstätten sowie Überprüfung der Personen, die 
nach Einreise mit Passierschein im Grenzgebiet zur Anmeldung
gekommen sind; 

- Überprüfung von Personen, gegen die ein Ermittlungsverfahren 

eingeleitet wurde, Verwirklichungsersuchen zum Strafantritt 

vorliegen oder die in der Grenzgefährdetenkartei erfaßt sind. 


3.9.6.1. Alle für die Aufklärung der Straftat bedeutsamen An­

haltspunkte sind dem Mdl in der Sofortmeldung zu übermitteln. 
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3.9.6.2. Werden den ATjit. K der BDVP durgjh die Hauptabteilung K 


Angaben zur Feststellung von Personen übermittelt, die einen 

Grenzdurchbruch begangen haben, sind im Zuständigkeitsbertich die 

in Ziffer 3.9.6. festgelegten Maßnahmen durchzuführen• 


Das Ergebnis der Prüfung bzw. die vermutlich als Täter in Frage 

kommenden Personen sind der Hauptabteilung K, Abt. I I  , bis spä­

testens 3 Tage nach Eingang der Information mitzuteilen. 


3.10. Das Zusammenwirken der Dezernate I  I der Abt. K der BDVP mit 

den Grenzoffizieren der K der VPKÄ hat insbesondere zu erfolgen: 


-	 zur rechtlich differenzierten Würdigung von Sachverhalten, vor 

allem bei Zuführung von Personen wegen Verdachts einer Straf­

tat gemäß § 213 StGB, und Abstimmung erforderlicher Maßnahmen; 


- zur Abstimmung der Prüflings- und Ermittlungshandlungen bei Be­

kanntwerden eines vollendeten ungesetzlichen Grenzübertritts; 


-	 in Vorbereitung und Durchführung der Durchsuchung bei Straf­

taten gemäß § 213 StGB; 


- zur Verwirklichung der Postbeschlagnahme nach der vorläufigen 

Einstellung des Ermittlungsverfahrens; 


- zur Abstimmung der Maßnahmen zu RückVerbindungen und anderen 

Informationen, die von den Dezernaten I  I der Abt. K der BDVP 

herausgearbeitet wurden; 


- durch das Übersenden der Duplikate von Auswertungsberichten 

bzw. von Duplikatvernehmungen an die GrenzOffiziere der K der 

VPKÄ zur gründlichen Auswertung. 


3.11. Auskunftserteilung der Dezernate VI der Abt. K der BDVP 


3.11.1. Auskünfte aus den Registrierunterlagen der Dezernate VI 

zu Überprüfungsersuchen der Abt. PM im Zusammenhang mit Ein-

und Ausreiseänträgen sowie Anträgen auf Einreisen in das Grenz­

gebiet sind kurzfristig an den Leiter der K bzw. an den Grenz­

offizier der K des anfragenden VPKA zu übersenden. 


3.11.2. Werden im Rahmen der Auskunftserteilung von den Dezer­

naten VI Personen festgestellt, zu denen nach Ablauf von einem 
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Jahr die Registrierung durch den Grenzoffizier der K nicht ge­

löscht bzw. verlängert wurde, is t eine Entscheidung vom Leiter 

der K des für die Hauptwohnung zuständigen VPKA zu fordern. 


3.11«3. Die K des VPKA, von der zu registrierten Personen Nach­
frage gehalten wird, is t verantwortlich für die unverzügliche 
Koordinierung der notwendigen Maßnahmen mit der K des VPKA, von 
der die kriminalistische Registrierung veranlaßt wurde. 
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4. Schutzpolizei 


4.1. Die ABV haben die ihnen gestellten Aufgaben zur Aufdeckung 

und Verhinderung von ungesetzlichen Grenzübertritten und anderen 

Randlungen gegen die Sicherheit der Staatsgrenze unter breite­

ster Einbeziehung gesellschaftlicher Kräfte allseitig zu erfül­

len. 


4.1.1. Die Ermittlungen und Meinungsäußerungen über Antragsteller 

auf Ausreisen nach dem nichtsozialistischen Ausland, insbesondere 

in dringenden Familienangelegenheiten, sowie bei Einreisen in 

das Grenzgebiet sind mit hoher Qualität vorzunehmen. 

Dazu haben die ABV auf der Grundlage der Vorgaben und der bis 

dahin vorliegenden Prüfungsergebnisse der Abt. PM im Wohngebiet 

gründlich die politische Grundhaltung der Person aufzuklären und 

festzustellen, ob Hinweise vorhanden sind, daß die Aus- bzw. Ein­

reise zum ungesetzlichen Grenzübertritt mißbraucht werden soll . 

Anhalte, die auf eine solche Absicht schließen lassen, können 

die in der Anlage 1 enthaltenen Tatsachen, Verhaltensweisen und 

Persönlichkeitsmerkmale sein. , 


4.1.2. Auf Anforderung der Abt. PM sind im Zusammenhang mit be­

antragten Einreisen in die DDR durch Personen aus dem nichtso­

zialistischen Ausland schriftliche oder mündliche Meinungsäuße­

rungen abzugeben. Es is t sorgfältig zu prüfen, ob Anhalte be­

stehen, daß der Aufenthalt zur Organisierung des ungesetzlichen 

Grenzübertritts, für feindliche bzw. andere rechtswidrige Ziele 

mißbraucht werden soll. Dazu können durch die ABV geeignete FH 

der DVP einbezogen und erforderliohe Konsultationen mit staat­

lichen Organen im Zuständigkeitsbereich geführt werden, um Hin­

weise zu erlangen, die auf die Entscheidung Einfluß haben können. 


4.2. Im Rahmen der Aufgabenstellung für die Angehörigen des 

sohutzpolizeiliohen Streifendienstes ist insbesondere zu gewähr­

leisten: 

a) die Gewinnung von Erstinformationen bei allen polizeilichen 


Handlungen, wie Festnahmen, Zuführungen, Kontrolle der Per­

sonenbewegung, Fahndungen, Ahndungen von Ordnungswidrigkeiten, 


1 z. Z. gültig Dienstvorschrift Hr. 11/80 des Ministers des In­
nern und Chefs der DVP vom 01.07.1980 




?) die zielgerichtete Kontrolle und Überwachung der Personen- bzw. 

Fahrzeugbewegung in den analysierten Bewegungsrichtungen der 

Grenzverletzer, an den Zufahrten und Zugängen zu den Transit­

wegen einschließlich der Feststellung von Transitabweichungen 

und anderen Mißbrauchshandlungen in der Tiefe der Transitwege, 


c). die Beobachtung der Bewegung von Kraftfahrzeugen und Personen 

aus dem nichtsozialistischen Ausland hinsichtlich ihres Auf­

enthaltes bzw. ihrer Konzentrierung an Objekten (Wohnungen 

gefährdeter Personen, Veranstaltungsräume und -Objekte, mili­

tärische Einrichtungen usw.), 


d) die Feststellung von Kontaktaufnahmen zwischen DDR-Bürgern und 

Personen aus dem nichtsozialistischen Ausland, 


e) die Mitwirkung bei der Feststellung und Kontrolle von Unter­

schlupfmöglichkeiten und Verstecken für Boote und andere 

Schwimmittel an den Grenzgewässern und der Küste sowie des 

unberechtigten Liegens von Sportbooten in der Grenzzone, in 

und an grenznahen Binnengewässern und den Transitwasserstraßen. 


4.2.1. Die Informationsbeziehungen zu gesellschaftlichen Kräften, 
Mitarbeitern der Handels- und Dienstleistungseinrichtungen, Be­
triebswachen und Verkehrsbetriebe in den Streifenbereichen sind 
dafür zielstrebig zu nutzen und auszubauen. 

4.3. Die Tätigkeit der Angehörigen der Wassersohutzpolizei. ins­

besondere auf und an den Gewässern im Grenzgebiet entlang der 

Staatsgrenze der DDR zur BRD bzw. zu Westberlin, den Transit­

wasserstraßen, den grenznahen Binnengewässern sowie den inneren 

Seegewässern im Bereich der Grenzzone is t darauf zu konzentrie­

ren, rechtzeitig Vorbereitungen und Versuche des ungesetzlichen 

Grenzübertritts sowie Mißbrauchshandlungen im Transit- und Güter­
weehselverkehr zu erkennen und Maßnahmen zur Verhinderung der 

Vollendung bzw. Fortführung einzuleiten. 


4 . 4 . Die Angehörigen des Be triebs s chut ze s haben im Rahmen der Er­
füllung ihrer Aufgaben zur Sicherung von Betrieben, Anlagen und 
Objekten alle Möglichkeiten zur Gewinnung von Erstinformationen 
zu nutzen und einen eigenständigen Beitrag zur frühzeitigen Auf­
deckung und Verhinderung ungesetzlicher Grenzübertritte zu l e i ­
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1. Ä u s t a u s c h b l a t t 

( 1 . 'A. v . 1 0 . 6 . 8 3 i . K r  . 1 . 1 . 8 4 ) 

s t e n . Zur E r f ü l l u n g d i e s e r Aufgabe 1st mit den s t a a t l i c h e n L e i ­
t e r n , g e s e l l s c h a f t l i c h e n O r g a n i s a t i o n e n i n den B e t r i e b e n sowie 
den K o l l e k t i v e n der W e r k t ä t i g e n eng zusammenzuarbeiten. 

4 . 5 . Die A n g e h ö r i g e n des Erlaubni.s.we.s.ens, haben im Zusammenhang 
mit der E r t e i l u n g von E r l a u b n i s s e n sowie im Rahmen der K o n t r o l l e 
der E i n h a l t u n g der R e c h t s v o r s c h r i f t e n im engen Zusammenwirken 
mit den anderen o p e r a t i v e n K r ä f t e n und unter E inbez iehung g e s e l l ­
s c h a f t l i c h e r K r ä f t e u n g e s e t z l i c h e n G r e n z ü b e r t r i t t e n z i e l g e r i c h t e t 
vorzubeugen und auf d ie B e s e i t i g u n g b e g ü n s t i g e n d e r Bedingungen f ü r 
G r e n z v e r l e t z u n g e n e i n z u w i r k e n . 

4 . 5 . 1 . Die D u r c h f ü h r u n g der K o n t r o l l e ü b e r d i e E i n h a l t u n g der 
R e c h t s v o r s c h r i f t e n auf dem Gebie t des E r l a u b n i s w e s e n s i s t z i e l ­
g e r i c h t e t f ü r d i e Gewinnung von E r s t i n f o r m a t i o n e n auf der Grund­
lage der Anhal te (Anlage 1) zu n u t z e n . 

4 . 5 . 2 . Die R e c h t s v o r s c h r i f t e n ü b e r d i e Lagerung und den Verkehr 
mit S p r e n g m i t t e l n , S c h u ß w a f f e n , S c h u ß g e r ä t e n , p a t r o n i e r t e r 
Munit ion und K a r t u s c h e n , über d i e D u r c h f ü h r u n g von V e r a n s t a l t u n ­
gen und d i e T ä t i g k e i t von Vere in igungen s i n d unter dem G e s i c h t s ­
p u n k t d e r G e w ä h r l e i s t u n g der S i c h e r h e i t der S t a a t s g r e n z e s t r i k  t 
d u r c h z u s e t z e n . ^ 

- \ 
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5 . 1 . 1 . Bei A n t r ä g e n auf A u s r e i s e n nach dem n i c h t s o z i a l i s t i s c h e  n 

Ausland i n dringenden F a m i l i e n a n g e l e g e n h e i t e n s i n d der A n t r a g ­

s t e l l e  r sowie die im g l e i c h e n Haushal t lebenden Personen in den 

JCäliSiSQ-ÜQä-SSSiSillSIÜQlsriäSSQ der Abte i Lungen PM, der K, der 

VK, des E r l a u b n i s w e s e n s sowie der O f f i z i e r e f ü r Eingaben und S t r a f ­

v e r f ü g u n g e n zu ü b e r g r ü f e n und d ie von der PDB aufgrund der A k t u a l i ­

s i e r u n g s d a t e n ü b e r s a n d t e n E n t s c h e i d u n g s h i l f e n auszuwer ten . Dabei 

s ind Probleme, die f ü r d ie nachfolgenden P r ü f u n g s h a n d l u n g e n von 

Bedeutung s e i n k ö n n e n , h e r a u s z u a r b e i t e n und der Entsche idung mit 

zugrunde zu legen. 

5 . 1 . 1 . 1 . Es i s t zu s i c h e r n , daß d i e Datenspe i cher des P a ß - und 
li 

Meldewesens eine hohe Aussagekraf t b e s i t z e n , f e h l e r f r e i und l ü k ­

kenlos s i n d , dem a k t u e l l s t e n Stand e n t s p r e c h e n , e ine v o l l s t ä n d i g  e 

A u s s c h ö p f u n g und s t ä n d i g e Erhöhung der Aussagekra f t g e w ä h r l e i s t e  n 

und j e d e r z e i t zur Auswertung genutzt werden k ö n n e n . 

5 . 1 . 1 . 2 . Die vorbeugende E r f a s s u n g von Personen durch d ie K i n den 

K a r t e i e n und R e g i s t r i e r u n t e r l a g e n der A b t . PM mit den Kennbuch­

staben "V" bzw. " E  " entsprechend den Fest legungen gemäß Z i f f e  r 

1 . 2 . 4 . , Buchstabe l  , hat auf den KK, V o r d r . PM 0500, im Fe ld 20 

und auf den KK, V o r d r . PM 0510, unter "Hinweise" zu e r f o l g e n . Die 

G r e n z o f f i z i e r e der K s ind über m e l d e p o l i z e i l i c h e E r e i g n i s s e zu 

Personen , bei denen entsprechende Vermerke angebracht s i n d , zu 

v e r s t ä n d i g e n  . 

5 . 1 . 2 . Bei der Entgegennahme von A n t r ä g e n i s  t das i n d i v i d u e l l e 

ÖQilä2S9§SEIä£i! gemäß Z i f f e r 1 . 5 . 2 . 1 . durch d ie L e i t e  r der Abt . PM, 

deren S t e l l v e r t r e t e  r oder d ie O f f i z i e r e bzw. S a c h b e a r b e i t e r f ü r 

R e i s e v e r k e h r zu f ü h r e n . Das R e s u l t a t der Ü b e r p r ü f u n g e n der K a r ­

t e i e n und R e g i s t r i e r u n t e r l a g e n i s  t der Aussprache zugrunde zu 

l egen . 

5 . 1 . 2 . 1 . Die G e s p r ä c h e s ind d i f f e r e n z i e r t unter Beachtung der Pei— 

s ö n l i c h k e i  t des A n t r a g s t e l l e r s v o r z u b e r e i t e n und d u r c h z u f ü h r e n . 

T beachte A r b e i t s h i n w e i s Nr . 9 des L e i t e r  s der Hauptabte i lung PM 

1 
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Jede schablonenhafte Arbeit i s  t zu vermeiden. Dąs Gespräch i s  t im 

voraus gedanklich .zu konzipieren. Es is t eindeutig zu bestimmen, 

zu welchen Fragen und Problemen Aussagen erforderlich sind. Die 

Zielstellung bestimmt den Inhalt sowie die taktisch-methodische 

Gesprächsführung. Das Gespräch hat sich auf solche Probleme zu 

konzentrieren, die ausgehend von der Prüfung der Karteien und 

Registrierunterlagen einer weitergehenden Klärung bedürfen und 

zur allseitigen Einschätzung der Persönlichkeit des Antragstel­

lers notwendig sind. 


5 . 1 . 2 . 2 . Folgende Schwerpunkte sind hinsichtlich des Antragstel­
lers zu beachten:
- Alter und Geschlecht, 

. / ­; 

- Beruf, Bildungsstand, Intellekt, 
- Familienstand und -Verhältnisse, 
- gesellschaftliche Stellung, 
- Parteizugehörigkeit, 
- Charaktereigenschaften (evtl. impulsiv, aggressiv, zurück­


haltend, verschlossen U. ä.),> , 

- wie steht der Bürger selbst zum Motiv seiner Reise. 


/ . 


5 . 1 . 3 . Den zuständigen Dienststellen des MfS sind mit den Anträ­
gen auf Ausreise wesentliche Ergebnisse der Antragsgespräche /• 
mitzuteilen. 
Den Grenzoffizieren der K sind im Rahmen der Abstimmung gemäß 
Ziffer 1 . 5 . 2 . 3 . wesentliche Hinweise aus den Antragsgesprächen 
sowie aus den Karteien und Registrierunterlagen zur Kenntnis zu 
geben. Sie sind über nicht entgegengenommene bzw. sofort abgelehn­
te Anträge zu informieren, wenn beim Antragsteller K-Vermerk 
oder vorbeugende Erfassung mit Kennbuchstaben "V" oder "E" vor­
liegt. 

5.1.4» Zur umfassenden Überprüfung der Antragsteller, ihrer tat­
sächlichen Reisegründe und Verbindungen sowie hinsichtlich des 
Vorliegens von Verdachtsmomenten für eine beabsichtigte oder 
vorbereitete rechtswidrige NichtrÜckkehr sind die operativen 
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Möglichkeiten gründlic h zu nutzen. Dabei sind die Anhalte (An­
lage 1) sorgfältig zu beachten. Ergeben sich aus der Prüfung 
Erstinformationen. die auf die Vorbereitung zur rechtswidrigen 
Nichtrückkehr hinweisen, ist sofort der Grenzoffizier der K in 
der in Ziffer 5*6. festgelegten Form źu informieren. 

5»1»4«1. Die Ermittlungen durch die zuständigen ABV gemäß Ziffer 
1.5*2.2. sind spätestens am Tag nach der Antragstellung einzulei­
ten. Gleichlaufend is t bei Antragstellung durch Eisenbahner bzw. 
Beschäftigte der Mitropa die zusätzliche Information des zustän­
digen TPA gemäß Ziffer 1.5*2.4. vorzunehmen. Dazu sind die Ergeb­
nisse der bisherigen Prüfungen, Hinweise und zielgerichtete Vor­
gaben exakt zu übermitteln, um fundierte Meinungsäußerungen zu 
sichern. 

5.1.4-2. Zwischen den beauftragten Offizieren der Abt. PM und den 
Grenzoffizieren der K ist ein enges kontinuierliches Zusammenwir­
ken zu organisieren. Operativ relevante Informationen sind sofort 
auszutauschen. 

5.1.4.3« Durch stabile Informationsbeziehungen zu anderen staat­
lichen Organen sind für die Überprüfung weitere erforderliche 
Voraussetzungen zu gewährleisten. Wichtige Informationen können 
insbesondere erlangt werden von . 
- den örtlichen Räten, vor allem den 

• Bereichen Inneres (Staatsbürgerschaftsfrägen, kriminelle 

Gefährdung u. ä.), 


• Bereichen Gesundheits- und Sozialwesen (Asozialität, soziale 

Gefährdung, psychiatrische Betreuung u. ä.), 


• Referaten Jugendhilfe (Unterhaltsfragen, Gefährdung Jugend­
licher u . a . ) ; 

- den Dienststellen der Zollverwaltung (Zollstraftaten, Zollver­

stöße u., ä.); N) 


- der Staatsanwaltschaft (Strafregister, Gesetzlichkeitsaufsicht, 

Eingaben u. ä.). 
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1  . Austauschblatt 
(1. Ä. v. 10.6.83 1.Kr. 1.1.84) 


5.1.4.4. Gibt es 1m Rahmen des APEV bei Anträgen von verheirateten 


Bürgern Hinweise, die es erforderlich machen, zu prüfen, ob bei ' 


dem zuständigen Kreisgericht 


- ein Ehescheidungsverfahren läuft, 


- ein Ehescheidungsverfahren e i n g e s t e l l t wurde oder 


- einer der Ehepartner wegen einer Scheidungsklage vorgesprochen 


hat, 


kann dort Rückfrage gehalten und e r f o r d e r l i c h e n f a l l s Einsicht in 


vorliegende Akten genommen werden. 


Den Direktoren^der Kreisgerichte sind die dafür verantwortlichen 


Mitarbeiter der Abt. PM zu benennen. 


5.1 - 51' Durch die L e i t e r der Abt. PM sind Fälle nachweisbar l e i c h t ­

f e r t i g e r und p o l i t i s c h sorgloser Erteilung von Zustimmungen durch 

Betriebe sowie erkannte Schwerpunkte in bestimmten Verantwortungs­

bereichen mit den zuständigen Leitern auszuwerten. In Wieder­

holungsfällen sind Informationen an die K r e i s - bzw. Stadt leitungen 

der SED zu geben. 

c. 

5.1.6. Die Ergebnisse der Abstimmungen im eigenen VPKA und ge­


gebenenfalls mit anderen VPK'Ä sowie die von der PDB übersandten 


Entscheidungshilfen sind der Entscheidung über die Anträge mit 


zugrunde zu legen. 


5.1.6.1. Haben Antragsteller Verwandte, die den bewaffneten Or­

ganen oder anderen staatlichen Organen angehören, i s  t das VPKA des 


Wohnsitzes dieser Bürger davon in Kenntnis zu setzen; erforder­


l i c h e n f a l l s sind notwendige Rückinformationen zu geben. 


5.1.7. Soweit es zur Klärung von Widersprüchen oder auf der Grund­

lage von Ermittlungsergebnissen erforderlich wird, i s  t mit dem 

Antragsteller vor der Entscheidung des Antrages ein weitg£gs_Ge- \ 

sgräch zu führen. 

! 

( 

\ I 

V 
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5.2. Mit den von Reisen nach der BRD und Westberlin z u r ü c k g e k e h r -


l£ü_§Ö£2££Q sin d durch die O f f i z i e r e bzw. S a c h b e a r b e i t e r R e i s e v e r ­


kehr in geeigneter Form d i f f e r e n z i e r t e und i n d i v i d u e l l e G e s p r ä c h e 


zu führen. S i e dienen insbesondere 


-	 der Informationsgewinnung über f e i n d l i c h e A k t i v i t ä t e n und p o l i ­


z e i l i c h r e l e v a n t e s Verhalten von Bürgern während des Aufenthal­


t e s a u ß e r h a l b der DDR (bei d i f f e r e n z i e r t a u s g e w ä h l t e n , progres­


s i v e i n g e s t e l l t e n D D R - B ü r g e r n ) , 


-	 der Aufklärung der wahren Gründe für Ü b e r s c h r e i t u n g e n der R e i s e ­


f r i s  t sowie s t r a f b a r e r Handlungen. 


5.3. G e g e n ü b e r Personen, bei denen begründete Hinweise v o r l i e g e n , 


daß s i e eine Reise über die Staatsgrenze der DDR zur r e c h t s w i d r i ­

gen N i c h t r ü c k k e h r m i ß b r a u c h e n wollen, die b e r e i t s gemäß Paragraph 

213 StGB v o r b e s t r a f t s i n d , wiederholt straffällig wurden oder bei 
1 

denen andere Gründe v o r l i e g e n , s i n d die M ö g l i c h k e i t e n zur Anwen­

dung der Au^rejse§gerre bzw. des zejtwe^ Iigen_Aussehlu§ses vom 

p a ß - und v i s a f r e i e n Reiseverkehr v e r a n t w o r t u n g s b e w u ß t zu prüfen 

und zu nutzen. 

5.4. Bei j e g l i c h e r n i c h t fristgemäßer W i e d e r e i n r e i s e si n d der 


G r e n z o f f i z i e r der K und die zuständige D i e n s t s t e l l e des MfS s o f o r t 


zu i nformieren, damit notwendige operativ-vorbeugende M a ß n a h m e n zu 


den in der DDR verbliebenen F a m i l i e n a n g e h ö r i g e n sowie zu den im 


Haushalt lebenden Personen e i n g e l e i t e t werden k ö n n e n . 


5.4.1. Fälle der r e c h t s w i d r i g e n N i c h t r ü c k k e h r unter M i ß b r a u c h e r ­


t e i l t e  r Genehmigungen zu Ausreisen aus der DDR sind den VPKÄ zur 


Kenntnis zu geben, in deren Bereich nahe Verwandte oder F a m i l i e n ­


a n g e h ö r i g e wohnen. ^ 


5.5. Verhinderung des M i ß b r a u c h e s des A u f e n t h a l t e s durch in die 


2 £ ß_£2D3££SiäiS_£sr sonen . 


r 

5.5.1. Die Aufklärung ausgewählter A n t r a g s t e l l e r gemäß Z i f f e r 


1.8.2. hat insbesondere dann zu e r f o l g e n , wenn der E i n r e i s e n d e 


b e a b s i c h t i g t , Personen zu besuchen, 


1 gem. DV ü b e r v e r t r a u l i c h e Regelungen im g r e n z ü b e r s c h r e i t e n d e n 

Personenverkehr 
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a) mit denen er nufr bekannt, befreuncet bzw. verlobt ist , 

b) bei denen ein K-Vermerk bzw. ein Vermerk mit den Kennbuchsta­


ben "V" oder (und) "E" bei der Abt. PM vorliegt, ? 

c) die rechtswidrige Versuche unternahmen, die Übersiedlung in 


daB nichtsozialistische Ausland zu erreichen, demonstrativ­
provokatorische Handlungen begingen oder Anträge auf Eheschlie­

ßung mit Bürgern nichtsozialistischer Staaten oder Westberlinern 

stellten, die abgelehnt wurden, # 


d) bei denen Ausreiseanträge in das nichtsozialistische Ausland 

s
abgelehnt wurden, ~


e) für die Ausreieesperre bzw. zeitweiliger Ausschluß aus dem 

paß- und visafreien Reiseverkehr verfügt wurde, 


f) deren Ehepartner oder Kinder nach dem 13. 08. 1961 den unge­

setzlichen Grenzübertritt vollendet haben, 


g) die besonderen Angriffen des Gegners ausgesetzt sind, 

h) die ihren Wohnsitz im grenznahen Raum an der Staatsgrenze zur 


BRD/zu Westberlin; an Großbaustellen, in der Nähe bedeutender 

Betriebe, Einrichtungen oder Anlagen; nahe den Transitwegen; 

an Konzentrationspunkten von Einreisenden (z. B. Rast- und 

Übernachtungsstätten, touristische Zentren, Intercampingplätze) 

haben oder dort beruflich tätig sind, 


i ) die mit Angehörigen der bewaffneten Organe, einschließlich der 

Kampfgruppen der Arbeiterklasse, in einem gemeinsamen Haushalt 

leben, 


j ) die PH der DVP oder der Grenztruppen der DDR sind, 

k) die Angehörige anderer staatlicher Organe sind oder mit diesen 


in einem gemeinsamen Haushalt leben. 


5.5.2. Die Karteien und Registrierunteriagen über die gemäß 

Ziffer 5.5.1. ausgewählten antragstellenden DDR-Bürger, die im 

gleichen Haushalt lebenden Personen sowie die Personen, für die 

eine Einreise beantragt wird, sind gründlich auszuwerten. In­

formationen über den Antragsteller, die bei der K, VK oder in 

anderen Bereichen vorliegen, sind im Prüfungsverfahren auszuwerten. 




BStU 

0 0 0 0 5 2 


5«5»3« Bei Anträgen auf Einreisen von Bürgern der BRD aus touri­

stischen Gründen zum Tagesaufenthalt in festgelegte Kreise1 , die 

durch Bürger der BRD ohne Angabe einer Besuchsperson gestellt wer­

den, ist anhand der Einreisekartei zu prüfen, ob diese bereits zu 

DDR-Bürgern eingereist waren. 


5*5*4* Liegen ausreichende Gründe für die Ablehnung von Anträgen 

vor, ist eine Meinungsäußerung des ABV und des TPA gemäß Ziffer 

1.8.2. nicht erforderlich. 


5*5*5* Im Prüfungsverfahren der Abt. PM ist eng mit der zustän­

digen Dienststelle des MfS, den Grenzoffizieren der K und bei Er­

fordernis mit anderen Abt. des VPKA, einschließlich den Arbeits­

gruppen bzw. Offizieren Kampfgruppen sowie den Bereichen Inneres 

der örtlichen Räte zusammenzuwirken. 


5.5*6. Werden im Rahmen der Prüfungshandlungea Tatsachen bekannt,

„die auf operativ bedeutsame Kontakte zwischen Personen aus dem 

nichtsozialistiscben Ausland und Bürgern der DDR hindeuten, 1st 

der Grenzoffizier der K zu informieren. Über die Einleitung

operativ-taktischer Maßnahmen zur Kontrolle ausgewählter einge­

reister Personen entscheidet der Leiter der K gemäß Ziffer 1.8.3. 


5»5-7. In Auswertung operativ-taktischer Maßnahmen zur Kontrolle 

ist sorgfältig zu prüfen, ob Abträge auf Einreisesperre oder 

Rückfrage (Hinweis) zu stellen sind. Auf dieser Grundlage sind 

politisch fundierte Entscheidungen zu treffen. Bei Anträgen auf 

Einreisesperre oder Rückfrage ist dem BPAA auf dem Vordruck 

PM 66 der relevante Sachverhalt mitzuteilen. Der Leiter des BPAA 

hat über diese Anträge zu entscheiden. 


1 z. Z. gilt Anordnung des Ministers des Innern und Chefs der DVP 
vom 17. 10. 1972 über Einreisen von Bürgern der BRD in die DDR_ . I I , Nr. 61, S. 654)  i . d. P. der AO Nr. 2 vom 14. 06. 1973(GBl(GBl. I I , Nr. 28, S. 269) und der AO Nr. 3 vom 03. 12. 1979
(GBl* I, Nr. 41, S. 391)

2 Dienstvorschrift über vertrauliche Regelungen im grenzüber­

schreitenden Personenverkehr 
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Werden bei der zentralen Bearbeitung der Einreiseanträge derartige"' 
Einlagen festgestellt, wird das einleitende VPKA, Abt. PM, fern­
schriftlich über Reiseziel und -grund durch das Referat Einreisen 
der Abt. PM des PdVP Berlin informiert. Spätestens 2 Arbeitstage 
nach Eingang dieser Information ist das Referat Einreisen nach Ab­
stimmung mit der zuständigen Dienststelle des MfS Uber die Ent­
scheidung zu informieren. V  # 

5.5.8. Im Rahmen der systematischen Kontrolle und Anleitung der 

Hausbuchbeauftragten sind schwerpunktmäßig die Einhaltung der 

polizeilichen Meldepflicht durch in die DDR eingereiste Personen 

sowie die Eintragung in das Hausbuch zu prüfen. Dazu sind die in 

den VPM vorliegenden Anträge auf Einreisen in die DDR heranzu­

ziehen. Ferner ist zu prüfen, ob eingereiste Personen sofort die 

Weiterreise in einen anderen Kreis angetreten haben und damit der 

Verdacht des fingierten Aufenhaltes besteht. Die Ergebnisse sind 

in das APEV bei Anträgen auf Ausreisen von Bürgern der DDR nach 

dem nichtsozialistischen Ausland einzubeziehen. 


5.6. ErstInformationen und andere Anhalte in diesem Zusammenhang 

sind in nachfolgender Form umgehend der zuständigen Dienststelle 

des MfS (nur für Buchstabe a) zutreffend), dem Grenzoffizier der 

K des VPKA, bei Eisenbahnern bzw. Beschäftigten der Mitropa zu­

sätzlich dem Grenzoffizier der K des für die Arbeitsstelle zustän­

digen TPA mitzuteilen! : 


&•  ,	 ' • . 

a) mit Vorduck PM 29a; 
; ;

- Nichtentgegennahme und Ablehnung von Anträgen auf Ausreisen 

nach dem nichtsozialistischen Ausland; 


- Verdachtshinweise auf gefälscht© bzw.	 verfälschte'Urkunden, 

Atteste, Bescheinigungen der Arbeitsstellen und Institutionen 

'aowie unwahre Angaben in den Reiseanträgen zur Erschleichung 

einer Genehmigung für die Ausreise in dringenden Familienan­

gelegenheiten; 


- nicht fristgemäße Wiedereinreise; . •' . 

- Hinweise auf operativ bedeutsame Kontakte zu Ausländern aus 

dem Prüfungsverfahren zur Einreisej 
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b) mit Vordruck IA 30; 

- Zurückweisungen rechtswidriger Versuche auf Übersiedlungen 


nach dem nichtsozialistischen Ausland} 


c) mit entsprechender Kerblochkarteikarte: \ 

- beabsichtigte und abgelehnte Eheschließungen mit Bürgern 


nichtsozialistischer Staaten und Westberlinern. 
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6« Transportpolizei: 

6.1« Entsprechend ihrer Zuständigkeit hat die T folgende spezifi­
sche Aufgaben zu erfüllen: 
- die Verhinderung und frühzeitige Aufdeckung von Entsohlußfassun­
gen, Vorbereitungen und Versuchen zu ungesetzlichen Grenzüber­

tritten sowie die Aufklärung der Straftaten gern» 213 StGB, be­

gangen durch Eisenbahner und Beschäftigte der Mitropa auf dem 

Gelände der DR; 


- die Verhinderung und rechtzeitige Aufdeckung von Vorbereitungen 

und Versuchen zu ungesetzlichen Grenzübertritten, begangen durch 

Personen unter Nutzung des Binnen- und grenzüberschreitenden 

Eisenbahnverkehrs, noch-vor Erreichen der Grenzgebiete; 


- die Verhinderung von Gewalt- und demonstrativ-provokatorischen 

Handlungen mit dem Charakter der Gefährdung der GrenzSicherheit 

auf dem Gelände der DR, die Peststellung, Isolierung und Fest­

nahme von Personen, die solche Handlungen beabsichtigen bzw. 

durchführen. 


6 . 2 . Die Erfüllung der Aufgaben ist durch konzentrierte effektive 
Maßnahmen zu gewährleisten. Sie sind zweckmäßig in die operative 
Tätigkeit einzuordnen. . 

6 . 2 . 1 . Erstinformationen zu Eisenbahnern und Beschäftigten der 
Mitropa sind zielstrebig zu erlangen und zu prüfen, insbesondere 
in 
- leistungsbestimmenden Güterbahnhöfen, ' 


- Schwerpunktbetrieben bzw. -dienststellen, 


- Lehrlingswohnheimen u. a. Konzentrat ions orten Jugendlicher, 


- Knotenpunkten und Umsteigebahnhöfen. 

6 . 2 . 1 . 1 . Die Ergebnisse der Personenkontrolie gegenüber Eisen­
bahnern bzw. Beschäftigten der Mitropa auf dem Gelände der DR sind 
für die Gewinnung von Erstinf ormationen zu nutzen. 
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6.4» Durch die T festgenommene Personen sind eigenständig auf das ;

Vorliegen des Verdachts einer Straftat gemäß § 213 StGB zu über-^, 

prüfen* Sie sind bei Bestätigung des Verdachtes mit den erforder­

lichen Unterlagen (KP 81, Festnahme- und Befragungsprotokoll, 

handschriftliches Geständnis) dem für den Festnahmeort zuständigen 

Dezernat I  I der Abt. K der BDVP zu übergeben, soweit nicht die 

eigene Zuständigkeit für die Bearbeitung gegeben ist» 
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7« Verkehrspolizei 


7.1. Durch die VK iat die breite gesellschaftliche Basis der kom­

plexen Verkehrsunfallverhütung und verkehrserzieherischen Öffent­

lichkeitsarbeit, insbesondere die Zusammenarbeit mit den gesell­

schaftlichen Kollektiven für VerkehrsSicherheit, den gesellschaft­

lichen Organisationen, Schulen, Kraftverkehrsbetrieben sowie die 

Arbeit mit den PH der DVP zielgerichtet für die Gewinnung von 

Erstinformationen zu nutzen« 

Alle Peststellungen und Informationen sind zu erfassen, die An­

zeichen für Handinngen gegen die Sicherheit der Staatsgrenze bzw. 

Mißbrauchshandlungen gemäß Artikel 16 des Transitabkommens ent­

halten, insbesondere für ungesetzliche Grenzübertritte, staats­

feindlichen und kriminellen Menschenhandel« .Anhalte dafür können 

die in Anlage 1 genannten Tatsachen, Verhaltensweisen und Persön­

lichkeit smerkmale sein. 


7.2. Durch die operativen Kräfte der VK ist eine zielgerichtete, 
kontinuierliche Überwaohunß und Kontrolle durchzuführen auf bzw. 
an den 


- Transitstraßen zwischen der BRD und Westberlin auf der Grund­

lage des Befehls Hr. 012/72 des Ministers des Innern und Chefs 

der DVP, 


- Zufahrten zu den Transitstraßen zwischen der BRD und Westberlin, 


- übrigen Transitstraßen einschließlich ihrer Zufahrten, 


- Straßen im grenznahen Raum und den unmittelbaren Zufahrten in 

das Grenzgebiet an der Staatsgrenze der DDR zur BRD bzw. zu 

Westberlin. 


7.2.1. Die Maßnahmen zur Verhinderung des unbefugten Benutzens 

von Kraftfahrzeugen sind, insbesondere bei schweren Arbeits- bzw. 

Hutzfahrzeugen, anderer schwerer Technik und Fahrzeugen mit ge­

fährlichen Gütern, auf die Vorbeugung bzw. Unterbindung ungesetz­

licher Grenztibertritte zu richten. 
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7.3. In die T » P i If ore auf* T>K O-Q rlPT- n r n rativen Kräfte sind entspre­
chend den örtlichen Bedingungen konkrete Aufgaben aufzunehmen 
bzw. entsprechend zu präzisieren. Die Maßnahmen auf und an den 
Transitstraßen sind mit den zuständigen Dienststellen des MfS 
abzustimmen. ; < 

7 . 4 . Auf den Transitstraßen sowie den Zufahrten zum Grenzgebiet 
entlang der Staatsgrenze zur BRD bzw« zu Westberlin ist eine 
einheitliche und eindeutige Verkehrabeachilderung zu gewährlei­
sten, um ein unbeabsichtigtes Abweichen (Verfahren) von den fest­
gelegten Reisewegen zu verhindern» 

7 . 4 . 1 • Durch eine entsprechende Gestaltung der Verkehraorganisa­
tion im grenznahen Raum an der Staatsgrenze zur BRD bzw» zu West­
berlin ist , außer auf den zu den Grenzübergangsstellen führenden 
Straßen, eine durchgehende Verkehrsorientierung in Richtung Grenz­
gebiet zu vermeiden. Unter Anwendung eines zweckmäßigen und ziel ­
gerichteten Systems von Verkehrsverboten, Verkehrsbeschränkungen 
und anderen verkehrsorganisatorischen Maßnahmen sind Bedingungen 
zu schaffen, die eine unkontrollierte Annäherung an bzw* ein Ein­
dringen in das Grenzgebiet, insbesondere mit Straßenfahrzeugen, 
verhindern bzw. erschweren. 

7 . 5 * Die Karteien der Kraftfahrzeugzulassung sind zur Gewinnung 
von Erstinformationen voll zu nutzen. Bei beabsichtigter Ummeldung 
bzw. festgestellter Nichteinhaltung der in der StVZO festgelegten 
Ummeidefristen von Kraftfahrzeugen, die in den Registrierunterla­
gen einen durch die K veranlaßten Sperrvermerk tragen, ist sofort 
die K zur Einleitung der Überprüfung zu verständigen» 

7.5«1« Ferner sind Hinweise auf 
- häufigen Wechsel des Kfz-Eigentümers bzw» -halters, 

-.ständige Neuanschaffungen, 

- unmotivierten Verkauf oder besonders häufigen Bezug von 

Fahrzeugen über den Genex-Geschenkdienst sowie 


- andere vom normalen Zulassungsgeschehen abweichende Er­

scheinungen 


als Erstinformationen aufzubereiten« 
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7.6« Im Rahmen der Aufnahme und Bearbeitung von Verkehrsunfällen 

mit Beteiligung von Fahrzeugen aus dem nichtsozialistischen Aus­

land sowie im Rahmen von Verkehrskontrollen sind die spezifisohen 

Möglichkeiten zu nutzen, um insbesondere bei Transitreisenden die 

Fahrzeuge und ggf* die Ladung auf das Vorhandensein von Fersonen­
und anderen Verstecken, verdeckte Einstiegsmöglichkeiten sowie 

die Identität und Echtheit der Fahrzeugpapiere und Reisedokumente 

gründlich zu prüfen* 
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8» Strafvollzug 


8.1« Durch die Gewährleistung einer hohen Sicherheit und Ordnung 

in den StVE, JH und UHA sowie die Erziehung der Strafgefangehen 

is t zu verhindern» daß sioh Handlungen gegen die Staatsgrenze ent­

wickeln, 


8.2» Zur Gewährleistung der Sieherheit der Staatsgrenze der DDR 

trägt das Organ SV eine spezifische Verantwortung für 


-di e sichere Verwahrung der Strafgefangenen und Verhafteten, 

damit sich keine dieser Personen dem Vollzug der Strafe mit 

Freiheitsentzug bzw. der Untersuchungshaft durch eine Entwei­

chung entziehen kann» 

Es ist davon auszugehen, daß bei Strafgefangenen und Verhafte­

ten die Entweichung mit der Absicht zum ungesetzlichen Grenz­

übertritt verbunden sein kann, auch unter Anwendung terroristi­

scher und anderer gefährlicher Mittel und Methoden; 


- die Einteilung Strafgefangener in geeignete Kollektive unter 

1 


Beachtung der Sicherheit und der Erfordernisse der Erziehung • 

8.3. In den StVE, JH und UHA is t die operative Tätigkeit darauf 

zu richten, Entschlüßfassungen zum ungesetzlichen Grenzübertritt 

frühzeitig zu erkennen» Vorbereitungshandlungen aufzudecken und 

Versuche nicht zuzulassen bzw. zu verhindern. 

Alle SV-Angehörigen haben sofort über Anzeichen für Entweichungen 

sowie Entschlüsse und Vorbereitungen zu Handlungen gegen die Si ­

cherheit der Staatsgrenze zu informieren. 


8.4. Die Arbeit des Vollzugsdienstes erfordert u. a.: 


a) ein gründliches Studium und eine exakte Auswertung der über 

/di e Strafgefangenen vorliegenden Dokumente (Gefangenenakten 


u. a. Informationen); 


1 Vgl. Ordnung Hr. 0107/77 des Ministers des Innern und>Chefs 
der DVP, Teile A und B 
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»T eine durchgängig richtige Beurteilung und Einschätzung der 

Kontakt- und Verbindungsbestrebungen der Strafgefangenen 

untereinander oder zu Zivilpersonen; 


c) eine intensive und gezielte Einwirkung auf Strafgefangene, die 

als offene Gegner der DDR auftreten und jederzeit betonen, 

alles zu versuchen, um in das nichtsozialistische Ausland zu 

gelangen bzw» solche, die mittels Arbeits- und Nahrungsver­

weigerung die rechtswidrige Übersiedlung in dąs nichtsoziali­

stische Ausland erreichen wollen; 


d) eine besonders straffe und zielgerichtete Kontrolle und Be­

obachtung der Strafgefangenen, von denen Versuche zur negati­

ven Gruppenbildung ausgehen; 


e) die Organisierung der Mitwirkung geeigneter gesellschaftlicher 

Kräfte im Vollzugsprozeß und die Erteilung von exakten Beobach­

tungsaufträgen an Betriebsangehörige bzw. an Kräfte der Berufs­

und Allgemeinausbildung; 


f) die Organisierung eines zweckmäßigen Zusammenwirkens mit den 

Kräften des operativen Dienstes in allen Einsatzbereichen, in 

denen Strafgefangene untergebracht sind bzw. tätig werden« 

Es is t sicherzustellen, daß die SV-Angehörigen im Aufsiohts­
dienst, in der Arbeitsplatzaufsicht bzw. -bevachung ausrei­

chende Informationen und gezielte Hinweise über die besonders 

zu beachtenden Verhaltensweisen der Strafgefangenen erhalten; 


g) die Auswertung und Nutzung der Kenntnisse von Strafgefangeneni 

denen konkrete Aufgaben und Verantwortung übertragen wurden 

(Älteste, Brigadiere, Ordner usw.); 


h) die Kontrolle und Wertung der Kommunikation der Strafgefange­

nen, besonders der Besuche und BriefVerbindungen. 

Besuche von Strafgefangenen, bei denen der Verdacht der Ent-

Schlußfassung oder Vorbereitung zum ungesetzlichen Grenzüber­

trit t besteht, sind durch den Erzieher bzw. einen anderen 

geeigneten SV-Angehörigen persönlich zu überwachen, um die 

Übermittlung von Informationen zu verhindern bzw. Maßnahmen 

zur sicheren Verwahrung einleiten, zu können; 
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Jand Verhaltenswelsen, be­
sonders aus der arbeitsfreien Zeit, Kulturveranstaltungen, 
Zirkeltätigkeit usw«; 

j  ) die Durchführung gezielter Verwahrraumkontrollen und körper­

licher Durchsuchungen auf der Grundlage entsprechender Infor­

mationen* 


8,4.1. Die Realisierung dieser Aufgaben is t durch die Stations­

leiter der UHA entsprechend ihrer konkreten Aufgabenstellung zu 

gewährleisten, dabei hat ein enges Zusammenwirken mit den Kräften 

des operativen Dienstes zu erfolgen. 


8.5* Zur Erlangung von Informationen bei der Aufnahme sind die 

Angaben des Aufnahmebogens und des Übersichtsblattes (Vordruoke 

SV 7 und SV 7 a) zielstrebig zu nutzen. 

Durch die zuständigen SV-Angehörigen sind in der Fragestellung, 

insbesondere hinsichtlich der "Tätigkeit in den bewaffneten Or­

ganen" und "Spezialkenntnisse", zielgerichtet präzise Angaben zu 

erarbeiten und zu erfassen, u. a« 


1
- Waffengattung (Dienstzweig),


- welche Einheit, wo eingesetzt, bei Grenztruppen genauer Abschnitt 

und Zeitraum. 


8.6. Bei der Auswahl und dem Einsatz von Strafgefangenen zum Außen­

arbeitseinsatz sind unter Beachtung 


• " W - • 

- der vielfach größeren Bewegungsfreiheit und Kontaktmöglichkei­

ten, ' 


- der verhältnismäßig großen Möglichkeiten zur Aufnahme von nicht 

erlaubten direkten oder indirekten Verbindungen zu außenstehen­

den Personen sowie zur materiellen Vorbereitung einer Entwei­

chung entsprechend den Festlegungen der Strafvollzugsordnung 

ein strenger Maßstab anzulegen und eine hohe Wachsamkeit durch­

zusetzen« 
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8«7. unternehmen Strafgefangene oder Verhaftete rechtswidrige 

Versuche, die Übersiedlung i  n das niohtsozialistische Ausland zu 

- 1

erreichen, is t konsequent nach der Strafvollzugsordnung zu ver­

fahren. In jedem Fal l is t die zuständige Arbeitsrichtung der K

zu informieren. 

Diese Strafgefangenen bzw. Verhafteten Sind unter zielgerichteter 

Kontrolle zu halten, um Vorbereitungen oder Versuche zum ungesetz­

lichen Grenzübertritt rechtzeitig zu erkennen. 


8.8. Zur rechtzeitigen Aufdeckung und Verhinderung von Handlungen 

gegen die Sicherheit der Staatsgrenze is t ein enges Zusammenwirken 

insbesondere mit den zuständigen Dienststellen des MfS, den zu­

ständigen Arbeitsrichtungen der K und den VPKA sowie in bestimmten 

Fällen eine enge Zusammenarbeit mit den Bereichen Inneres der ört­

lichen Räte zu gewährleisten. Dazu hat eine exakte Bestimmung der 

Informationsbeziehungen zu erfolgen. 


8.8.1. Die rechtzeitige Information der zuständigen Dienststellen 

des MfS und der zuständigen Arbeitsrichtungen der K über geäußer­

te Absichten bzw. festgestellte Entschlußfassungen zu Handlungen 

gegen die Sicherheit der Staatsgrenze durch Strafgefangene und 

Verhaftete ist sicherzustellen. 


8.8.2. Hinweise, die durch die Partner des Zusammenwirkens/der 

Zusammenarbeit gegeben werden, sind umfassend für die Maßnahmen 

des Organs SV zu nutzen. 


8.9* Ausgehend von der Komplexität der Wiedereingliederung sind 

vor der Entlassung von Strafgefangenen in den Absohlußbeurteilun­

gen (Vordruck SV 18) sowohl den entsprechenden VPKÄ und den zu­

ständigen Dienststellen des MfS als auch den örtlichen Staats­

organen entsprechende Informationen über geäußerte bzw. festge­

stellte Absichten zu ungesetzlichen Grenzübertritten und anderen 

Rechtsverletzungen zu geben, um Voraussetzungen für die zweckmäßig 

sten Maßnahmen zur gesellschaftlichen Wiedereingliederung gemäß 

§ 4-7 StGB sowie für effektive Kontrollmaßnahmen gemäß § 48 StGB 

zu schaffen. 


1 Ordnung Hr. 0107/77 des Ministers des Innern und Chefs der DVP, 
Teile A und B 
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9. Feuerwehr 


9 * 1 * Die Angehörigen des Organs F und der örtlichen freiwilligen 
und betrieblichen Feueiwehren haben im Rahmen ihrer Kontrolltätig­
keit zur Sicherung der Staatsgrenze beizutragen. Die operativen 
Möglichkeiten sind zielstrebig zur Gewinnung von Erst Informationen 
über Entschlüsse, Vorbereitungen und Versuche zu ungesetzlichen 
Grenzübertritten zu. nutzen. Anhalte dafür können die in der Anla­
ge 1 genannten Tatsachen, Verhaltensweisen und Persönlichkeits­
merkmale sein. 
9 .2 . In Vorbereitung und Durchführung der staatlichen Kontrolle im 
Brandschutz sind solche Kontrollelemente zu bestimmen, die gleich­
zeitig gjsęlgnejj_j3^ zu Straftaten 
gemäß § 213 StGB u. a. Handlungen gegen die Sicherheit der Staats­
grenze aufzudecken und Personen an der Vollendung ihres Vorhabens 
zu hindern. 
9 . 2 . 1 . Die eingesetzten Angehörigen des Organs P sind zur Einbe­
ziehung von Prägen der Gewährleistung der Sicherheit der Staats­
grenze in die Kontrolltätigkeit zu qualifizieren und durch ent­
sprechende Vorgaben und taktisch-methodische Hinweise zur Erfül­
lung dieser Aufgaben zu befähigen. 

9 . 2 . 2 . Im Rahmen der Brandschutzkontrolle sind die Möglichkeiten 
der örtlichen freiwilligen und betrieblichen Feuerwehren zur Gewin­
nung von Erstinformationen verstärkt auszuschöpfen. Dabei sind 
eine gründliche Auswahl der einzubeziehenden Kräfte sowie die 
differenzierte Erteilung spezifischer Aufgaben zu gewährleisten. 

9 . 2 . 3 . Die breite gesellschaftliche Basis bei der Gewährleistung 
des Brandschutzes is t zielgerichtet und differenziert zur Gewin­
nung von Erstinformationen zu nutzen. 

9 . 3 . Bei der Begleitung von Tankschiffen der BRD durch Feuerlösch­
boote auf den Wasserstraßen der DDR haben sich die Angehörigen des 
Organs F auch auf die Verhinderung der unberechtigten Aufnahme/des 
unberechtigten Absetzens von Personen und Gütern, versuchter Kon­
taktaufnahmen von Bürgern der DDR zu den Besatzungsmitgliedern und 
beabsichtigter Provokationen von Bord dieser Schiffe aus zu kon­
zentrieren. 
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Anlage 1 

A n h a l t  e 

für Tatsachen. Verhaltensweisen und Persönlichkeit smerkmale, die 

auf Entschlüsse, Vorbereitungen oder Versuche zu ungesetzlichen 

Grenzlibertritten oder andere Handlungen gegen die Sicherheit der 

Staatsgrenze bzw. auf sonstige Gefährdungen in dieser Hinsicht 

hinweisen können 


Spezifische Anhalte: l, • 

- Anfertigen von Kopien Uber Zeugnisse, Diplome, T i t e l  , Disser­

tations- oder Habilitationsschriften, Geburtsurkunden u. a. 

wichtigen persönlichen Dokumente, ohne daß dafür ein Motiv er­

kennbar i s t  , insbesondere bei Personen, die eine fach- bzw. 

Hochschulausbildung oder andere Spezialkenntnisse besitzen 

und Kontakte zu Bürgern aus dem nichtsozialistischen Ausland 

unterhalten; 


- Einzug Verwandter oder Bekannter i  n die Wohnung, obwohl diese 

zu klein i s  t bzw. von dem WohnungsInhaber bekannt i s t  , daß er 

gern a l l e i  n lebt; 


- Umlagerung von Möbelstücken, obwohl kein Umzug vorgesehen i s t  , 

Verkauf bzw. Verschenken von neuwertigen Bekleidungsgegenstän­
den bzw. häufiges Versohicken von Paketen; 


- Verkauf oder beabsichtigter Verkauf von persönlichem Eigentum 

(Einriohtungsgegenstände, Kfz - auch in Form von Dauernutzungs­

verträgen -, Wertgegenstände, Grundstücke u. ä.)j 


- unmotiviertes Abheben oder Auflösen von Sparkonten, besonders 

dann, wenn die Person im allgemeinen a l s sparsam oder geizig 


/bekannt i s t  ; 


- Kauf, Anfertigung oder Besitz von Gegenständen, die auf die Vor­

bereitung des ungesetzlichen Grenzübertritts hinweisen, insbe­

sondere von Sportbooten, Wassersport- und Tauchausrüstungen, 

Metallsuchgeräten, Flugapparaten oder wesentlicher Teile von 




ihnen u* 


intensive, zweifelhaft motivierte Bemühungen um den Erwerb eines 

Befähigungsnachweises zum Führen von Sportbooten bzw. zur Teil­

nahme am Tauch- und Seesport; 


Besitz oder Aussicht auf Vermögenswerte im Ausland (Bankguthaben 

Grund- und Sachwertbesitz aus Erbschaften, UnterhaltsansprUche); 


Handlungen von Personen, mit denen sie zum ungesetzlichen Grenz­

übertritt auffordern bzw» diesen Entschluß hervorrufen können; 


Verdächtige Personenbewegungen 


• zu ungewöhnlichen Zeiten an ungewöhnlichen Orten 

• im Grenzgebiet in der Sähe abgestellter schwerer Arbeits­

bzw* Nutzfahrzeuge oder anderer schwerer Technik; 


Beschaffung von Schneidwerkzeugen, Tarnbekleidung, Tauchsport­

ausrüstungen, Heizgasflaschen, Booten, Flugkörpern u. a. Gerä­

ten, die zum ungesetzlichen Grenzübertritt geeignet sind, mit 

zweifelhafter Begründung bzw. das Auffinden derselben unter 

verdächtigen Umständen; 


in Grenz- und Küstenähe bzw. an oder auf Transitstrecken abge­

stellte und verlassene Fahrzeuge; 


das Auffinden von Booten in Küstennahe unter verdächtigen Um­

ständen (z* B. in Versteckeil); 


Ablehnung des Ehrendienstes in den bewaffneten Organen der DDR, 

Insbesondere, wenn die Einberufung bevorsteht; 


Verdächtige Umstände im Zusammenhang mit der Anmeldung in Be­

herbergungsstätten in den Grenzkreisen; 


Handlungen, die als Aufklärung der Ordnung und des Regimes an 

der Staatsgrenze sowie an den Grenzübergangsstellen und KP der 

DVP einzuschätzen sind; ^ 
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Verbindungeaufnähme zu Teilnehmern am grenzüberschreitenden Ver­

kehr zur Erlangung von Regimekenntnissen bzw. Beihilfe zum un­

gesetzlichen Grenzübertritt. 
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Rechtsverletzungen/Wiedereingliederung; 


- Vorstrafen gemäß § 213 StGB bzw. mehrfache Verletzung der 

Grenzordnungj 


- Vorstrafen wegen Straftaten gegen den Staat, die staatliche und 

öffentliche Ordnung, die allgemeine Sicherheit sowie wegen 

Gewaltstraftateh oder anderer schwerer Straftaten; 


- rechtskräftig Verurteilte, die noch nicht zum Strafantritt auf­

gefordert wurden; 


- aus dem	 Strafvollzug entlassene Personen, die bei der Wieder­

eingliederung Schwierigkeiten bereiten oder als Besserungsun­

willige eingeschätzt werden; 


- aus der Betreuung des Referates Jugendhilfe entlassene Per­

sonen, ohne daß der angestrebte Erziehungserfolg eingetre­

ten war; 


- Hichtaufgabe der Absioht zum ungesetzlichen Grenzübertritt wäh­

rend des Ermittlungsverfahrens oder nach der Verurteilung wegen 

Straftaten gemäß § 213 StGB sowie durch Personen, mit denen 

operativ-vorbeugende Gespräche geführt wurden; 


- laufendes Ermittlungsverfahren ohne Untersuchungshaft wegen 

Vergehen, besonders wegen Gewalt- und Rowdyhandlungen, Ver­

letzungen der staatlichen Ordnung und allgemeinen Sicherheit, 

Angriffe gegen das sozialistische und persönliche Eigentum; 


- wiederholte	 Begehung von Ordnungswidrigkeiten, insbesondere 

gemäß 55 4 und 14 OWVO. 
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Reiseverkehr und T^nTgise in die Grenzgebiete 


- Ablehnung von Anträgen auf Ausreise nach dem nichtsozialistischen 

Ausland, des Sichtvermerkes oder der Genehmigung zum Überschrei­

ten der Seegrenze der DDR bzw. Entzug bereits erteilter Genehmi­

gungen, insbesondere wenn Antragsgrlinde nicht vorliegen, der An­

trag unvollständig oder falsch ausgefüllt wurde oder anderweitig 

unwahre Angaben gemacht wurden; 


- bestehende Ausreisesperre und zeitwelliger Ausschluß vom paß­
und visafreien Reiseverkehr; 


- nicht fristgemäße Rückkehr bei durchgeführten Reisen in dringen­

den Familienangelegenheiten mit zweifelhafter Begründung; 


- unberechtigte Weiterreisen nach Drittstaaten; 


- Ablehnung bzw. Zurücknahme von erteilten Erlaubnissen zur Ein­

reise in das Grenzgebiet aus beruflichen und persönlichen Gründen 

oder für das Befahren der Seegewässer der DDR, insbesondere we­

gen nicht vorliegender AntragsgrUnde bzw. unwahrer Angaben; 


- ZeitUbereinstimmung beantragter Ausreisen bzw. Einreisen in das 

Grenzgebiet mit dem Aufenthalt des Ehegatten oder anderer im 

Haushalt lebender Angehöriger außerhalb der DDR (auch in sozia­

listischen Staaten) oder mit der Erlaubnis zum Betreten des 

Grenzgebietes; 


- verdächtige Umstände bei der Arbeitsaufnahme im grenznahen Raum 

an der Staatsgrenze zur BRD/zu Westberlin oder in Betrieben/Ein­

richtungen des grenzüberschreitenden Verkehrs bzw. wiederholte 

Bemühungen um die Arbeitsaufnahme in diesen Bereichen; 


- Aufnahme verwandtschaftlicher Beziehungen zu Personen im nicht­

sozialistischen Ausland (insbesondere zu Halbgeschwistern), ob­

wohl bisher keine persönlichen Bindungen vorhanden waren; 


- Zweckverhalten	 zur Erlangung einer Genehmigung zur Aus- bzw. 

Einreise durch Vortäuschen einer besonders positiven Grundhal­

tung zur DDR, wie u. a. Übernahme von Funktionen und äugen­
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fällige gepęllfachaftliche Arbelt, die bisher gemieden wurde, 

oder Hervorhebung der fortschrittlichen Einstellung der Ziel ­

person der Ausreise bzw. des Einreisenden; 


- demonstrative, nach außen sichtbare Handlungen, wie Neuanschaf­

fungen, Renovierungen u. ä., die materielle Bindungen in der 

DDR offen sichtbar machen sollen. 
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Transi tv er kehr: 


- Verdächtige Personen- und Fahrzeugbewegungen auf und an den 

Transitwegen, insbesondere auf RastStättengelände, Parkplätzen, 

Haltestellen öffentlicher Verkehrsmittel, an Tankstellen und 

anderen örtlichen Schwerpunkten; 


4 • 
- Aufnahme von DDR-Bürgern in Transitfahrzeuge; ^ 

- abgestellte DDR-Kfz, bei denen die Art und Weise des Abstellens 

sowie andere Merkmale, die z. B. Rückschlüsse auf den Besitzer 

zulassen, den Verdacht der Personenschleusung rechtfertigen; 


- Halt von Transitfahrzeugen auf freier Strecke; 


- unberechtigtes Halten durchgehender Autobusse im Transitverkehr; 

• • . 4*. 


- rechtswidriges Verlassen der Transitwege (Straße, Wasser) duroh 

im Transitverkehr befindliche Fahrzeuge aus dem nichtsozialisti­

schen Ausland; .«,<•-•• 


- Übergabe, Aufnahme bzw. Mitführung von Gegenstanden, die zur 

1
 Vorbereitung bzw. Durchführung des ungesetzlichen Grenzüber­

tritt s oder des Menschenhandels (§§ 105, 132 StGB) geeignet 

sind, sie begünstigen können oder Schlüsse darauf zulassen, 

aus bzw« i^MMeugen im Transitverkehr; 


- Kontaktaufnahmen oder Warenübergaben zwischen Bürgern der DDR 

und Personen aus dem nichtsozialistischen Ausland; 


- Veränderungen an Westfahrzeugen, die auf Personen- oder andere 

Verstecke hinweisen, Beschädigungen an Zollverschlüssen; 


- Austausch von Kraftfahrzeugen oder polizeilichen Kennzeichen; 


- Ablage oder Aufnahme von Materialien (Druckerzeugnisse westli­

cher Herkunft oder andere Gegenstände); 


- mitgefOhrtes Kartenmaterial, Zettel mit Ortsmarkierungen oder 

Adressen; 
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Gegenstände in Westfahrzeugen, die auf den Verdacht der Benut­

zung zu strafbaren Handlungen, insbesondere terroristischen 

Handlungen sowie Angriffen auf die Staatsgrenze schließen lassen 
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Kontakte/Ver bindungeńTIfcrei^igungeii/ Verans taltungen; 


- RUckverbindungen zu Personen, die den ungesetzlichen Grenzüber­

trit t vollendet haben oder mit staatlicher Genehmigung naoh dem 

nichtsozialistischen Ausland übergesiedelt sind, aus dem Straf­

vollzug entlassene bzw. solche Personen, die hartnäckig oder mit 

demonstrativ-provokatorischen Methoden die Übersiedlung zu er­

zwingen suchten; 


- Verbindungen zu Personen, denen die Staatsbürgerschaft der DDR 

aberkannt wurde oder die aus ihr entlassen wurden bzw. zu Aus­

ländern, die aus der DDR ausgewiesen wurden; 


- Verbindungen zu Verwandten und Bekannten im nichtsozialistischen 

Ausland, die in sogenannten gesicherten sozialen Verhältnissen 


' leben; 

\ . . -V. 

- engere Verbindungen von Angehörigen der medizinischen, wissen­

schaftlich-technischen und pädagogischen Intelligenz oder des 

mittleren Personals dieser Bereiche zu Bürgern nichtsozialisti­

scher Staaten oder Westberlinern; 


- Aufnahme persönlicher, brieflicher oder fernmündlicher Kontakte 

zu gleichartigen bzw. gleichinteressierten Personen im nicht­

sozialistischen Ausland, zweifelhaft motivierte Beantragung von 

Einreisen für Personen aus dem nichtsozialistischen Ausland, 

Konzentration von Besuchen solcher Personen bei DDR-Bürgern, 

insbesondere bei Personen aus gleichartigen Wirtschaftszweigen/ 

Berufen/Interessengebieten; 


- Aufnahme der Verbindung zu Angehörigen bzw. ehemaligen Angehöri­

gen der Grenztruppen, der DVP und anderer bewaffneter Organe, 

die zur Sicherung der Staatsgrenze der DDR zur BRD/zu Westberlin 

oder an der Küste eingesetzt sind bzw. waren, zu anderen Perso­

#nen mit Orts- oder Regimekenntnissen an der Staatsgrenze oder 

negative Entwicklungen solcher Personen selbst; 


-Kontakte zu DDR-Bürgern, die nicht fristgemäß von Reisen in das 

nichtsozialistische Ausland in die DDR zurückkehrten; 
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Verbindungen zu TDiensteteilen, Betrieben und Einrichtungen im 

nicht sozialistischen Ausland; 


Zusammentreffen mit Personen aus dem nichtsozialistischen Aus­

land in anderen sozialistischen Staaten oder Verbindungen zu 

ihnen Uber Bürger anderer sozialistischer Staaten; 


Kontakte, Verlöbnisse, Liebesverhältnisse oder andere Beziehun­

gen mit Personen aus dem nichtsozialistischen Ausland, auch 

solchen, die aus beruflichen oder sonstigen Gründen zeitweilig 

ihren Wohnsitz In der DDR haben (Monteure, Handelsvertreter, 

Korrespondenten, Studenten usw.); 


ungesetzliche Teilnahme von Personen aus dem nichtsozialisti­
sohen Ausland, insbesondere ehemaligen DDR-Bürgern, an Veran­

staltungen in der DDR bzw. Kontaktaufnähme von DDR-Bürgern zu 

solchen Personen während legaler Teilnahme an Veranstaltungen; 


rechtswidrige Beziehungen, die zu gleichartigen Vereinigungen 

in der BRD bzw. Westberlin bestehen bzw. angestrebt werden; 


rechtswidrige Mitgliedschaft in Vereinigungen, Interessenge­

meinschaften, Fanclubs u. ä. im nichtsozialistischen Ausland 

oder Kontakte zu ihnen ohne juristischen Status durch Bürger 

der DDR bzw. von Personen aus dem nichtsozialistischen' Ausland 

in Vereinigungen der DDR; 


Konfliktsituationen von Personen, die aus beruflichen Gründen 

bzw. im Zusammenhang mit sportlicher Betätigung oder der Aus­

übung der Jagd mit Schußwaffen, Sprengmitteln, Schußgeräten, 

patronierter Munition oder Kartuschen verkehren bzw. Umgang 

mit Tauchgeräten nahen. 
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Rechtswidrige Übersiedlungsversuche: 


- Zurückweisung von rechtswidrigen Versuchen, die Ubersiedlung 
nach dem nichtsozialistischen Ausland zu erreichen, insbeson­
dere gegenüber Personen, die wegen § 213 StGB vorbestraft sind; 

- abgelehnte Anträge auf Entlassung aus der Staatsbürgerschaft 

der DDR, einschließlich bei Strafgefangenen, die solche An­
träge stellen und fordern, nicht als Staatsburger der DDR 

anerkannt zu werden; 


- beabsichtigte bzw. abgelehnte Anträge auf Eheschließungen mit 

Bürgern nichtsozialistischer Staaten und Westberlinern; 


- Zuziehende oder Rückkehrer ohne familiäre Bindungen in der DDR; 


- Äußerung der Bereitschaft zur Übersiedlung nach dem nichtsozia­

listischen Ausland, ohne daß ein rechtswidriger Versuch bei den 

zuständigen Staatsorganen unternommen wurde bzw. der Absioht 

zur Ubersiedlung nach Erreichen des Rentenalters oder nach An­

erkennung als Invalide« 




Sonstige Anhalte: 


- Asoziale Lebensweise, Arbeitsbummelei, labile Haltung zur Ar­

beitsdisziplin, Spannungen und Differenzen mit Vorgesetzten; 


- Ablehnung gesellschaftlicher Tätigkeit aus negativer oder feind­

licher Einstellung zur sozialistischen Gesellschaftsordnung; 


- ständiger Umgang mit/ asozialen und anderen negativ in Erschei­

nung tretenden Personen 

• Alkoholmißbrauch, 

•	 illegaler Quartiergeber, 

• Angehöriger von kriminellen oder kriminell gefährdeten Grup­

pierungen; 


- Nachahmung und Verherrlichung westlioher Lebensweisen und 

Dekadenzerscheinungen 

• Uberspitzte materielle Interessen, 

• Verherrlichung des westlichen Lebensstandards	 und der dort 

angeblich besseren beruflichen Entwicklung, 


• negative Beeinflussung durch Massenmedien der BRD oder West­

berlins, 


• ideologische Beeinflussung durch Personen aus dem nichtsozia­

listischen Ausland; 


- erhebliche persönliche Verschuldung (Unterhaltsverpflichtungen, 

Schadensersatzleistungen aus Straftaten, Aufnahme privater Dar­

lehen, Miet-, Kreditschulden); 


-	 kurzfristige Kündigung des Arbeitsrechtsverhältnisses ohne Motiv 

- im Zusammenhang mit beantragten Reisen, häufigen Besuchen bzw» 

brieflichen Kontakten zu Bürgern aus dem nichtsozialistischen 

Ausland; 


- Konflikte in Schule, Lehre und Ausbildung (Versetzungs- oder 

Abschlußgefährdung, Prüfungsangst, plötzlicher Leistungsab­
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fall» mangelnde Lirnbereitschart); 


familiäre Konflikte (geringe oder fehlende Bindung an die Fa­

milie, gestörte Ehebeziehungen, Scheidung, Fehlen des zweiten 

Elternteils, Erziehung durch nicht geeignete Personen, asozial 

lebende Eltern, gestörtes Vertrauensverhältnis Eltern - Kind, 

ständiger Streit mit Eltern und Geschwistern, ungenügende Ein­

stellung des Erziehungsprozesses auf die Persönlichkeitsent­

wicklung, zerrüttete Familienverhältnisse anderer Art), 
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H i n w e i s  e 
Anlage 2 

zu Möglichkeiten der Uberprüfung und Verdichtung von Erstinforma­

tionen durch die Dienetzweige/Organe 


1• Abteilung Paß- und Meldewesen 
- Weitere bedeutsame Hinweise zur Person, auch Nebenwohnungen, 
aus den Karteien und Registrierunterlagen, SÜUsu. cCi^. <i)»i.ic^ * 

- Besonderheiten zu den Angehörigen, 

- Hinweise aus Aussprachen bzw. zu Reaktionen bei abgelehnten 

Reiseanträgen, 


- Hinweise zu Einreisen bei der betreffenden Person, insbeson­

dere aus dem nichtsozialistischen Ausland - Name des Einrei­

senden, 


- Hinweise auf bisher erfolgte Ausreisen» 


2« Schutzpolizei : 

- Anlaß der Kontrolle, 

- Verhalten der Person bei Annäherung und Durchführung der 

Kontrolle, 


• - Angaben der Person zu gestellten Prägen, 

4:/:' • 

- andere Besonderheiten, wie mitgeführte Gegenstände, Dokumente, 

Bekleidung und dergleichen 

sowie weitere Angaben unter Nutzung der spezifischen Möglich­
keiten - 0 
- des Betriebsschutzes . ' 


z, B« Informationen zur Stellung von Personen im Betrieb 

(Geheimnisträger, betriebliche und gesellschaftliche Punktio­

nen, Auseinandersetzungen im Arbeitskollektiv, Konflikte usw.) 


- des Erlaubniswesens 

z. B. Zugehörigkeit zu Religionsgemeinschaften, Vereinigungen, 
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Informationen. .us Veranstaltungswesen, Jagdwesen, GST usw., 


- der Wasserschutzpolizei 


z* B. Besitz von Erlaubnissen zum Befahren der Seegewässer 

der DDR, 


- der Abschnittsbevollmächtigten, z. B. Informationen 


• aus dem 2. Arbeitsbuch bzw. aus bestehenden Personenkon­
trollmaßnahmen 


• im Ergebnis von Ermittlungen zur Person und zu den Angehö­
rigen im Wohn-, Arbeits- und Freizeitbereich (Familiensi­
tuation, Freundeskreis, politische Einstellung, Diskussion, 
finanzielle Verhältnisse, Verbindungen oder Kontakte zu 
Ausländern), . I 

« aus Überprüfungen beim zuständigen örtlichen Rat (z. B. 

Innere Angelegenheiten, Jugendhilfe, Liegenschaftsdienst 

u. a.) und 


• über Personen, die weitere Hinweise geben können. 


3  . Kriminalpolizei 

- Bedeutsame Angaben aus Karteien und Registrierunterlagen 

(K, PM, VK, K, IA u. a.), 


- Maßnahmen zur Person, wie KP 8 1 , lfd. EV, Personenkontrolle, 
Wiedereingliederungsmaßnahmen, Maßnahmen durch Jugendhilfe ­
vorgesehene bzw. laufende -, registriert als kriminell ge­
fährdete Personen, 

- bevorstehender Strafantritt, 


- bevorstehender	 oder geleisteter Wehrdienst, wo, als was, 

Geheimnisträger, 


c 
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- Ermittlungen im Wohn-, Arbeite- und Freizeitbereich, die 

eine konkrete Einschätzung der Person und des Sachverhal­

tes zulassen, 


(Genez-Kfz, Kfz-Kennzeiohen, Typ, Halter, Hutzer u. a.), 


- eventuelle Auskunftspersonen. 
BStU 
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4. Verkehrspolizei 

- bedeutsame Angaben aus Karteien 

- Besonderheiten	 bei Annäherung zu bzw. Durchfahrung von 

Kontrollen 

(gegenwärtiger Hutzer des Kfz, mitgeführte Gegenstände, In­

sassen, eventuelle Personalien, sonstige Besonderheiten). 


5. Transportpolizei 


Informationen zu Personen, die nicht Beschäftigte der DR oder 

der Mitropa sind, wie 


- festgestellte Kontakte der Person zu Reisenden aus dem nicht­

sozialistischen Ausland, 


- Verhalten der Person bei der Durchführung von Kontrollen und 

mitgeführte Gegenstände, 


- festgestellte Kontakte zu Beschäftigten der DR oder der 

Mitropa. 


6. Organ Feuerwehr 


überwiegend bei Kontrollen (in Wohnungen, Lager-, Werkstatt-, 

Keller- und Bodenräumen, Garagen) festzustellende Hinweise 

sollten enthalten: 


- Zustand der Räumlichkeit (fehlende oder zum ungesetzlichen 

Grenzübertritt geeignete Gegenstände, aufbewahrte faschisti­

sche Symbole, Waffen u. a.), 
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- angetroffen« fremde Personen, z. B. Ausländer, sind sie mit 


Kfz eingereist, 


- Hinweise aus geführten Gesprächen bzw. Befragungen, 


- eventuelle Auskunftspersonen. 


7. Bereiche Inneres 


Heben dem vollständig ausgefüllten Antrag - Vordruck IA 30 

Inhalt der Aussprache, Reaktion der Person zum Entscheid. 




B S t U 

0 0 0 0 8 Y 
147 J 41 15 00| 7 I Blatt 44 

Anlage ? 

Anhalte für die Beurteilung der Lage bei der Vorbeugung, Verhinde­

rung, Aufdeckung und Aufklärung des ungesetzlichen Grenztibertritte 

und anderer Handlungen gegen die Sicherheit der Staatsgrenze 


- Tendenzen der verschiedenen Begehungsweisen und Ursachen von 

Veränderungen im Zusammenhang mit der "Wirksamkeit ihrer Vor­

beugung und Bekämpfung; 


- die Tatmethoden und -umstände, einschließlich angewandter Mit­

te l und Methoden der Aufklärung der Grenzsicherung und Ver­

schleierungsmethoden; 


- Motive, Ursachen und Bedingungen, Entwicklungsstadien der Straf­

tat; 


- Täter- und Gefährdetenkategorien und ihre Wertung; 


- örtliche, zeitliche und sachliche Schwerpunkte, Angriffsrich­

tungen; 


- Mängel bei der Verwirklichung der komplexen Aufgaben gemäß Ab­
schnitt 1«; 

- Rtickverbindungen	 u, a. gefährdete Beziehungspersonen von Tätern, 

die den ungesetzlichen Grenziibertritt vollendeten; 


- Zusammenhänge mit anderen Straftaten und Ordnungswidrigkeiten, 

insbesondere gegen die staatliche Ordnung; 


- die anteilige Wirksamkeit der Dienstzweige und Organe, inebeon« 

dere bei der Aufdeckung von Entschlüssen und Vorbereitungen so­

wie der Unterbindung von Versuchen zum ungesetzlichen Grenz­

iibertritt; 


- die Zweckmäßigkeit der angewandten taktischen Mittel, Methoden 

und Verfahren zur Bekämpfung« 
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•1. Austaübcliblat I 

(1. A. v.10.6.83 i  . Kr.1 1 fUt 
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Änderungsm^tte^Lung 0 0 0 0 8  4 


1. Die 1. Änderung zur DV Nr. 06/82 w\irde am 10. 06. 1983 

erlassen. Sie t r i t  t am 01. 01. 1984 in Kraft. 


2. Folgende Änderungen sind handschriftlich vorzunehmen: 


v - In den Ziffern 1.2.4. Buchst. I und 3.5.2.1. i s  t die 

Vordruckbezeichnung "PH 50a und PM 50b" in "PM 0500 und 

PM 0510" zu ändern. ~ ^ 


- In der Anlage 2 1st )in Z i f f e r 1 der erste Ordnungsstrich 

wie folgt zu ergänzen: 

"sowie den Datenspeichern der PDB" 


3. Diese Änderungsmitteilung 1st der DV beizufügen. 


\ 


http:v.10.6.83
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